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Im Jahr 2016, während der US-Präsidentschaftswahlen und des Brexit-Votums, war es so 

weit, dass die öffentliche Stimmung kippte: Große Digitalplattformen, die zuvor als Heils-

bringer für offene Gesellschaften galten, wurden plötzlich zunehmend als gefährliche 

Instrumente der Wahlmanipulation wahrgenommen. Entstanden ist seitdem ein techlash 

– ein Aufstand gegen die enorme Marktmacht der großen Internetkonzerne Facebook, 

Google oder Twitter und ihre Rolle als neue Form der globalen Massenkommunikation. 

Gesetzgeber diesseits und jenseits des Atlantiks haben das Problem zwar erkannt. Doch 

sie suchen noch immer händeringend nach Lösungsansätzen, um die Verbreitung von 

Desinformationen einzudämmen.

In Europa wird die Debatte zu oft auf einen angeblichen Konflikt zwischen unverant-

wortlichen Tech-Disruptoren auf der einen und technologiefeindlichen Politikern auf der 

anderen Seite verkürzt. Oder noch schlimmer: Auf einen Kampf zwischen innovativen 

Unternehmern und den „alten Medien“ mit ihren „überholten Geschäftsmodellen“. Solche 

Vereinfachungen werden dem Problem der politischen Desinformation nicht gerecht.

Sicher ist: Auch im digitalen Zeitalter sollte jeder Bürger den Wahrheitsgehalt einer 

Nachricht einschätzen und sich ein unabhängiges Bild von der Welt machen können. 

Fehlt diese Grundlage, erodiert auf Dauer auch unsere freiheitliche Demokratie. Gerade 

deshalb müssen auch die Digitalplattformen stärker in die Pflicht genommen werden, 

wenn es um die Verbreitung von Falschnachrichten geht. Gleichzeitig gehören aber auch 

Unternehmertum und Meinungsfreiheit zu den konstituierenden Grundlagen einer De-

mokratie und unserer Gesellschaftsordnung. Das macht jeden Eingriff in diesem Feld zu 

einem heiklen Balanceakt. Ja, wir brauchen strengere Regeln – aber keinesfalls auf Kosten 

von Innovationskraft, Offenheit und individueller Freiheiten. 

Gemeinsam mit Roland Berger haben wir dieses wichtige Spannungsfeld genauer 

beleuchtet. Die IE.F setzt sich seit ihrer Gründung für eine florierende Digitalwirtschaft 

ein. Innovative Unternehmen sind auf faire Bedingungen angewiesen, um sich in der 

digitalen Welt entfalten zu können. Bereits in unserer 2016 erschienen Studie „Fair Play 

in der digitalen Welt“ machen wir deshalb Vorschläge, wie der Gesetzgeber auf die negati-

ven Konsequenzen einer zunehmenden Monopolisierung reagieren sollte. Immer stärker 

davon betroffen ist nun auch der Informationskreislauf im Internet, der von wenigen 

großen Plattformen dominiert wird. 

Wir hoffen daher, dass diese Studie den dringend benötigten Kontext liefert und ihre 

Empfehlungen von Regierungen, einer kritischen Öffentlichkeit und digitalen Plattformen 

gemeinsam aufgegriffen werden.

Prof. Dr.  
Friedbert Pflüger
Vorsitzender  
Internet Economy 
Foundation

Vorwort

Clark Parsons
Geschäftsführer
Internet Economy 
Foundation
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1
Heikler Balanceakt

Nie war es in der Geschichte der Menschheit einfacher, 

Nachrichten in großem Stil zu verbreiten. Es braucht 

dafür keine Druckerpressen oder andere privilegierte 

Vertriebskanäle mehr, in der Regel reicht ein einfaches 

Nutzerkonto bei Facebook. Die Welt hat das näher zu-

sammengebracht. Nur ist sie dadurch nicht automatisch 

zu einem besseren Ort geworden. 

Große Plattformen wie Facebook oder Twitter sind re-

volutionäre Werkzeuge. Sie haben dafür gesorgt, dass 

die Grenzkosten für das Verbreiten von Informationen 

praktisch gegen null gesunken sind. Und dass jeder Nut-

zer heute, zumindest theoretisch, seine Meinung mit 

einem Millionenpublikum teilen kann. Eine bahnbre-

chende Innovation, die sich für die unterschiedlichsten 

Zwecke nutzen lässt. Demokraten und Idealisten können 

sich dadurch besser vernetzen. Genauso haben Despoten 

und Demagogen gelernt, die Plattformen für ihre Ziele 

zu missbrauchen. In der aktuellen Debatte überwiegen 

mittlerweile die negativen Aspekte. Von einer „ernsten 

Bedrohung für die Demokratie“ (Sarovic, 2019) ist allent-

halben die Rede. Und längst nicht mehr von den revo-

lutionären Freiheitsbringern von einst. 

Wer die derzeitige Diskussion verfolgt, gewinnt zuneh-

mend den Eindruck, dass eine neue Regulierungswel-

le unausweichlich geworden ist. In den USA spricht 

sich sogar der einstige Facebook-Mitgründer Chris 

Hughes für die Zerschlagung des Konzerns aus. Nam-

hafte Politiker und Vordenker zielen mit ihren Vor-

schlägen in dieselbe Richtung (Hughes, 2019; McGill 

& Overly, 2019). Die Frage ist nicht mehr, ob schärfere 

Gesetze gegen die großen Plattformen erlassen werden, 

sondern nur noch, wann. 

Es steht viel auf dem Spiel. Facebook & Co. sind so mäch-

tig geworden, dass ihnen die Beschreibung „Privatun-

ternehmen“ nurmehr bedingt gerecht wird. Wer von 

ihren Seiten verbannt wird, verliert ein wichtiges Forum, 

um Menschen zu erreichen. Für Politiker oder Unter-

nehmen kann ein „Nichtstattfinden“ auf den großen 

Plattformen schnell existenzbedrohend werden. 

Aus dem Grundsatz der Meinungsfreiheit ergibt sich 

noch kein (rechtlicher) Anspruch, seine Meinung immer 

„Wir müssen

lernen, mit Fake 

News als Teil

der hybriden

Kriegsführung

umzugehen.“
Angela Merkel
deutsche Bundeskanzlerin
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und überall kundzutun. Der Einzelne soll damit vor 

Übergriffen des Staates geschützt werden, und nur mit-

telbar vor Handlungen von Privatunternehmen. Streng 

genommen könnten Facebook & Co. also jede Art von 

Inhalten nach eigenem Belieben löschen. Problematisch 

ist das angesichts der dominanten Marktstellung, die 

Facebook, Twitter und Google eine herausragende Be-

deutung für den öffentlichen Meinungsaustausch ver-

leiht. Genau das macht jede Regulierung so heikel. Sie 

muss aktuelle Probleme beheben, ohne neue zu schaffen. 

Klar ist allerdings: Die Plattformen selbst tragen die 

Hauptschuld am derzeitigen Entrüstungssturm. Viel zu 

lange haben sie die negativen Externalitäten ihres Ge-

schäftsmodells ausgeblendet. Sie lassen sich exempla-

risch mit drei Worten illustrieren: Filterblasen, Fake 

News und Wahlmanipulationen. Die Plattformen haben 

sie zwar nicht erfunden, ihnen aber einen neuen Nähr-

boden bereitet. 

Vor allem der Datenskandal um die dubiose Analysefir-

ma Cambridge Analytica hat die Angst vor Desinforma-

tion neu entfacht. Er zeigt, wie gut sich anhand psycho-

logischer Datenprofile im Internet Verhalten und Reak-

tionen in der realen Welt gezielt beeinflussen lassen. 

Unter Desinformation oder Fake News verstehen wir 

dabei die absichtliche Verbreitung von unzutreffenden 

Informationen. Nur die Unwahrheit sagen, reicht nicht. 

Der Urheber muss sich dessen auch bewusst sein. 

 

Trotzdem ist Vorsicht geboten: Vor allem der Fake- 

News-Begriff wird immer öfter gezielt eingesetzt, um 

unliebsame Berichterstattung seriöser Medien in  

Misskredit zu bringen. Die britische Regierung will des-

halb ganz auf ihn verzichten (Murphy 2018). Das ist ei-

nerseits verständlich. Andererseits wird dabei verges-

sen, dass sich das Wort nicht einfach aus der Debatte 

verbannen lässt. Dafür ist es inzwischen zu wirkmäch-

tig. In der vorliegenden Studie werden wir deshalb an 

ihm festhalten. 

Wie sehr die Rede von „Fake News“ inzwischen die De-

batte prägt, belegt die Recherche in einer Pressedaten-

bank. 2015 schaffte es der Begriff nur 1.800 Mal in eng-

lischsprachige Print- und Online-Medien, das änderte 

sich in den darauffolgenden Jahren schlagartig. 2018 ergab 

dieselbe Suche bereits 100.000 Treffer, und die Tendenz 

ist steigend. Nicht ohne Grund wurde das englische Wort 

„post truth“ von den Oxford Dictionaries zwei Jahre zuvor 

zum internationalen Wort des Jahres gewählt. 

Für die Allgegenwart von Fake News gibt es gute Gründe. 

Beinahe wöchentlich erscheinen neue Meldungen, die 

von umfangreichen Manipulationsversuchen in den 

sozialen Medien berichten. Die Europawahl vom Früh-

jahr 2019 ist nur das jüngste Beispiel: Von Bot-Netzwer-

ken aus Spanien, Fake-Profilen aus Polen und dubiosen 

Facebook-Seiten aus Italien war damals die Rede (Insti-

tute for Strategic Dialogue, 2019). Alles Phänomene, die 

zur ständigen Begleitmusik von Wahlkämpfen geworden 

sind. Das hat auch die deutsche Bundeskanzlerin Ange-

la Merkel erkannt. Sie sagt: „Wir müssen lernen, mit Fake 

News als Teil der hybriden Kriegsführung umzugehen.“ 

(Zeit Online, 2019) 

Eine wichtige Unterscheidung geht in der öffentlichen 

Debatte aber zunehmend verloren: Bei Fake News oder 

Desinformation handelt es sich in den meisten Fällen 
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Heikler Balanceakt

um tendenziöse Wortmeldungen. Oft schwer zu ertra-

gen, aber fast immer von der Meinungsfreiheit gedeckt. 

Das zeigt auch die russische Einflussnahme auf die 

US-Präsidentschaftswahl, die zu den am besten er-

forschten Desinformationskampagnen des modernen 

Internetzeitalters zählt. Sie funktionierte stets nach 

demselben Muster: Mal wurde ein Funken Wahrheit 

aufgebauscht, mal Aussagen aus dem Zusammenhang 

gerissen. Nur eines waren die Fake News so gut wie nie: 

strafrechtlich relevant. 

Jo Fox
University of London’s Institute  
of Historical Research

 „Modern liberal democracies

have always struggled to

balance the right to free

speech and the need to censor.

This challenge has been

exacerbated by the advent of

social media.“
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Umso wichtiger ist es, Falschnachrichten nicht mit 

„Hasskommentaren“ gleichzusetzen. Letztere meinen 

hetzerische, verleumderische oder beleidigende Äuße-

rungen, die – je nach nationaler Gesetzeslage – auch 

außerhalb der sozialen Medien strafbar sein können. Bei 

den meisten Lügen auf den Plattformen ist das nicht der 

Fall. Das macht den Umgang mit Fake News so schwie-

rig. Und das ist der Grund, warum sich Gesetze aus der 

vordigitalen Welt nicht eins zu eins auf soziale Medien 

übertragen lassen. 

Letztlich hängt die Bekämpfung von Fake News maß-

geblich von der Rolle ab, die man den Plattformen zu-

schreibt: Müssen sie als eine neue Art von Medien für 

alle veröffentlichten Inhalte eine redaktionelle Haftung 

übernehmen? Oder stellen sie vielmehr einen öffentli-

chen Raum dar, bei dem es hauptsächlich darum geht, 

niemanden aus der Diskussion auszuschließen? Die 

aktuelle Debatte über den richtigen Umgang mit Falsch- 

nachrichten bewegt sich genau in diesem Spannungs-

feld. Strengere Regeln schützen Nutzer vor politischer 

Desformation, können aber die Meinungsfreiheit ein-

schränken. Umgekehrt gilt das Gleiche. 

In der vorliegenden Studie wollen wir Schritt für Schritt 

zeigen, wie es zu diesem Nullsummenspiel kommt. Wir 

beschreiben, vor welchem Dilemma Plattformen und 

Gesellschaft stehen, und liefern am Ende Empfehlun-

gen, mit denen sich ein Gleichgewicht wiederherstellen 

lässt. Dafür werden wir in Kapitel 2 kurz den Informati-

onskreislauf der traditionellen Mediendemokratie dar-

stellen. Im Anschluss erklärt Kapitel 3, wie sehr die di-

gitalen Plattformen die menschliche Kommunikation 

revolutioniert haben. Ohne zu ahnen, dass diese Revo-

lution nicht automatisch zu einer besseren Welt führen 

muss. In Kapitel 4 soll es daher um die negativen Aus-

wirkungen des neuen Informationskreislaufs gehen. 

Man muss die großen Plattformen dabei nicht für alles 

verantwortlich machen, was im Netz falsch läuft. Trotz-

dem können soziale Medien hervorragend als Waffe 

gegen die Demokratie gerichtet werden. Umso wichtiger 

sind neue Lösungsansätze. Im letzten Kapitel präsentie-

ren wir fünf Empfehlungen, mit denen sich viele Pro- 

bleme abfedern lassen. 

 



2
DICHTUNG UND  
WAHRHEIT  
MEINUNGSFREIHEIT 
UND MEDIENVIELFALT 
ALS GRUNDLAGE  
DER DEMOKRATIE  
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„We the people“ lauten die ersten Worte der Verfassung 

der Vereinigten Staaten von Amerika. Artikel 20 des 

deutschen Grundgesetzes legt fest, dass alle Staatsgewalt 

vom Volk ausgeht. Diese beiden Verfassungen stehen 

beispielhaft für die Idee, dass in einer Demokratie die 

Bürger souveräner Träger aller staatlichen Gewalt sind. 

Ausgeübt wird sie durch Wahlen und Abstimmungen. 

Damit die Bürger sich aber eine eigene Meinung bilden, 

ihre Rolle als Souverän wahrnehmen und politisch mit-

wirken können, sind sie auf verlässliche Informationen 

und Nachrichten angewiesen. 

Die Recherche, Aufbereitung, Übermittlung und auch 

Kommentierung dieser Informationen und Nachrichten 

nahmen bisher größtenteils Medien wie Zeitungen, Ra-

dio und Fernsehen wahr: Durch deren Berichterstattung 

werden die Bürger überhaupt erst befähigt, sich über 

Themen außerhalb ihrer Alltagserfahrung zu informie-

ren und sich eine Meinung zu bilden. Die ungestörte 

Verbreitung von Informationen ist deshalb schlechthin 

konstituierend für das Funktionieren einer Demokratie 

(Darnstädt, 2010). Aus diesem Grund garantieren frei-

heitliche Demokratien nicht nur die Rede- und Mei-

nungsfreiheit, sondern auch die Freiheit der Presse und 

der Medien allgemein. Die Presse- und Medienfreiheit 

deckt nicht nur die Inhalte, sondern auch die Art der 

Berichterstattung ab. Sensationsnachrichten, Klatsch 

und Tratsch sind genauso erlaubt wie Berichte über kul-

turelle Ereignisse oder politische Kommentare. 

Das heißt aber nicht, dass Meinungs- und Pressefreiheit 

unbegrenzt gelten (siehe Textbox zu Regeln der Mei-

nungsfreiheit im internationalen Vergleich). Sie finden 

dort ihre Grenze, wo die Persönlichkeitsrechte Dritter 

verletzt werden. Medien können für Verfehlungen haft-

bar gemacht werden, die Betroffenen können sich mit 

einer Gegendarstellung zur Wehr setzen. Zum Beispiel, 

wenn ein Beitrag in einem Medium auf falschen Tatsa-

chen beruht. 

Eine zentrale Aufgabe von Presseredaktionen in freien 

Gesellschaften besteht darum in der Auswahl von Nach-

richten und ihrer Gewichtung. Ob und in welcher Form 

eine bestimmte Nachricht Eingang in ein Medium fin-

det, hängt letztlich von der Beurteilung des Nachrich-

tenwerts eines Ereignisses und dem Publikumsinteres-

se ab. Medien mit Fokus auf die Bereiche Politik und 

Wirtschaft legen meist größeren Wert auf das Ausmaß 

und die Konsequenz eines Ereignisses. Die Regenbogen-

presse und Boulevardzeitungen zielen hingegen stärker 

auf Nachrichten mit einem hohen Publikumsinteresse 

(Lischka & Stöcker, 2017). 

Insbesondere mithilfe von Sensationsnachrichten lässt 

sich eine breite Leserschaft ansprechen. Dies ist kein 

neues Phänomen – Zeitungen haben zum Beispiel in 

den letzten 300 Jahren regelmäßig Berichte veröffent-

licht, die fast ausschließlich die Nachfrage der Leser-

schaft nach Sensationen befriedigen sollten. Die The-

men – Unfälle, Verbrechen, Betrug und Ehebruch – sind 

dabei über die Zeit hinweg vergleichsweise konstant 

geblieben. Genau genommen bedienen Nachrichten 

über derlei Themen sogar das evolutionäre Bedürfnis 

der Menschen nach Wissen über die Reputation anderer 

Mitglieder ihrer sozialen Gruppe und halten sie über 

sozial akzeptiertes beziehungsweise geächtetes Verhal-

ten auf dem Laufenden (Davis & McLeod, 2003). Insofern 

könnte man sagen, dass das Interesse an Sensationen 
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Wahrheit

ein fester Bestandteil der menschlichen Natur ist. Das 

gilt im Übrigen auch für die hohe Nachfrage nach nega-

tiven Nachrichten: Konsumenten äußern zwar oft den 

Wunsch nach mehr „positiver“ Berichterstattung – ent-

scheiden sich selbst aber häufiger für Berichte mit ne-

gativem Inhalt (Trussler & Soroka, 2014).

Neben der Veröffentlichung möglichst aufsehenerre-

gender Meldungen können sich Medien durch eine kla-

re politische Ausrichtung einen festen Leserkreis er-

schließen. Tatsächlich haben Massenmedien bis zum 

Beginn des 20. Jahrhunderts vornehmlich Meinungsjour-

nalismus betrieben, bevor Objektivität in den 1920er Jah-

ren im angelsächsischen Raum zunehmend zum journa-

listischen Ideal wurde (Pressman, 2018). Gleichwohl 

lassen sich die meisten Medien auch heute noch, explizit 

oder implizit, in einem bestimmten Teil des politischen 

Spektrums verorten (Groseclose & Milyo, 2005). 

Weder die nachfragegetriebene Sensationsberichterstat-

tung noch das Vorliegen politischer Neigungen hindern 

die Bürger aber daran, sich unabhängig informieren zu 

können. Die Medienvielfalt in freien Ländern stellt si-

cher, dass sich die politische Ausrichtung verschiedener 

Medien gegenseitig ausgleichen und durch die Breite 

des Gesamtangebots auch Themen abgedeckt werden, 

die trotz geringen Publikumsinteresses einen hohen 

Nachrichtenwert haben. Bei tatsächlichen oder wahrge-

nommenen Lücken im von den bestehenden Medien 

abgedeckten politischen Spektrum kommt es entspre-

chend zu Neugründungen. So wurde die deutsche Ta-

geszeitung taz 1978 angesichts einer als zu bürgerlich 

wahrgenommenen Presselandschaft als dezidiert linke 

Zeitung gegründet. Der amerikanische Nachrichtensen-

der Fox News Channel hingegen versteht sich seit seiner 

Gründung 1996 als Gegengewicht zu einer als linkslibe-

ral wahrgenommenen Medienwelt. 

Ganz ausschließen lassen sich klare Falschmeldungen 

auch in diesem auf Ausgleich bedachten Mediensystem 

nicht. Aufsehen erregt haben zum Beispiel Fälle, in de-

nen Journalisten Geschichten erfunden haben, bei-

spielsweise Jane Cooke und ihre Reportage „Jimmy’s 

World“ über einen angeblich drogensüchtigen Achtjäh-

rigen oder Claas Relotius’ Geschichte über eine erfun-

dene amerikanische Bürgerwehr an der mexikanischen 

Grenze. Fälschungen wie diese entstehen meist aus 

Geldgier oder persönlichem Geltungsdrang und werden 

von den Medien aus Unwissen über die Fehlerhaftigkeit 

der Meldung veröffentlicht. 

Klar abzugrenzen von Fehlinformationen oder Fäl-

schungen in Medien sind gezielte Manipulationen mit-

hilfe falscher Nachrichten. Das heißt nicht automatisch, 

dass solche Nachrichten zu 100 Prozent erfunden wer-

den müssen. Oftmals wirken sie umso glaubwürdiger, 

wenn sie sich auf einen wahren Kern stützen. In der DDR 

lautete die Geheimformel dafür angeblich: „Ein Viertel 

Wahrheit, drei Viertel was drangehangen“ (Grassegger 

& Krause, 2019). Desinformation oder Propaganda sind 

deutlich älter als die neuzeitlichen Massenmedien: So 

wurde Ende des vorchristlichen Jahrtausends die Riva-

lität zwischen den Römern Octavian und Marcus Anto-

nius zugunsten Octavians entschieden, weil dieser auf 

Grundlage eines mutmaßlich gefälschten Dokuments 

Senat und Volk gegen seinen Widersacher aufbrachte 

(Soll 2016). Im Dreißigjährigen Krieg wurde Propaganda 

erstmals über Massenmedien in Form von Flugblättern 
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Meinungsfreiheit gilt in keinem Land unbeschränkt. Wo genau 
die Grenze zwischen sozial akzeptierter Meinungsäußerung 
und negativ sanktionierten Äußerungen verläuft, unterschei-
det sich zwischen den Kulturen. Deutlich wird dies mit Blick 
auf Abbildung A: Im Rahmen einer internationalen Befragung 
hat das PEW Research Center Menschen in verschiedenen 
Ländern um ihre Einschätzung zur Meinungsfreiheit gebeten. 
Konkret wurde unter anderem gefragt, ob der Staat öffent-
liche Äußerungen erlauben soll, die Minderheiten bzw. die 
eigene Religion/den eigenen Glauben der Befragten beleidi-
gen. Zunächst fällt auf, dass der Anteil der Befragten, die 
solche öffentlichen Äußerungen als erlaubt erachten, bei 
beiden Fragen ähnlich hoch ist. →A

Sehr deutlich sind hingegen die Unterschiede zwischen den 
Regionen. In den USA sprechen sich mehr als zwei Drittel der 
Befragten dafür aus, dass die öffentliche Beleidigung von 
Minderheiten oder der eigenen Religion erlaubt sein soll. In 
Lateinamerika und Europa ist ungefähr jeder Zweite dieser 
Ansicht. In Afrika und Asien jedoch hält nur ca. ein Drittel sol-
che Äußerungen für erlaubt. Im Nahen Osten ist nicht einmal 
jeder vierte Befragte der Meinung, dass Minderheiten oder 
die eigene Religion öffentlich beleidigt werden dürfen. Im Li-
banon ist sogar nur 1% der Befragten dieser Meinung.

Diese unterschiedlichen kulturell verankerten Haltungen spie-
geln sich auch in der Gesetzgebung in diesen Regionen wider. 

So wird die Meinungsfreiheit in den USA sehr weit ausgelegt 
und schließt auch sogenannte Hassreden gegen Minderhei-
ten ein. Etwas enger ausgelegt werden die Grenzen des so-
zial Akzeptablen in den Bereichen Moral und Anstand. Die 
Federal Communications Commission reguliert unter ande-
rem via Rundfunk empfangbare Fernseh- und Radiosender 
und hat die Aufgabe, dort die Einhaltung von Regeln des An-
stands durchzusetzen. Obszöne, unanständige und vulgäre 
Inhalte wie beispielsweise Nacktheit können mit Strafzahlun-
gen belegt werden.

In Europa sind die Grenzen erlaubter Meinungsäußerungen 
enger gezogen als in den USA. So ist die Leugnung des Ho-
locausts in Deutschland aus nachvollziehbaren historischen 
Gründen verboten, dies gilt auch für Frankreich. In Deutsch-
land und Großbritannien sind auch Hassreden gegen Min-
derheiten verboten, sofern sie geeignet sind, den öffentlichen 
Frieden zu stören. 

Noch schärfere Einschränkungen der Meinungsfreiheit gibt 
es in Asien und im Nahen Osten. So ist in Indonesien die 
Förderung von Atheismus strafbar. In Jordanien darf man sich 
nicht öffentlich gegen religiöse Führer wenden. Zudem dür-
fen Veröffentlichungen keine religiösen Gefühle verletzen.

REGELN ZUR MEINUNGSFREIHEIT  
IM INTERNATIONALEN VERGLEICH
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A  Eine Frage der Kultur: Die Grenzen des Sagbaren, Druckbaren und Sendbaren  
unterscheiden sich zwischen Gesellschaften

* Abgesehen von den USA wird jeweils der Median der Ergebnisse der Länder in der jeweiligen Region dargestellt.  
Quelle: PEW Spring 2015 Global Attitudes Survey, Roland Berger    

Anteil der Befragten, die Eingriffe in die freie Rede ablehnen, auch wenn Aussagen öffentlich Minderheiten  
bzw. die eigenen religiösen Überzeugungen beleidigen*

Aussagen erlauben,  
die Minderheiten beleidigen

Aussagen erlauben, die eigene religiöse  
Überzeugungen beleidigen

USA 67%
77%

Latein- 
amerika

50%
47%

Europa 46%
47%

Afrika 36%
30%

Asien 27%
28%

Naher Osten 24%
20%
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und Zeitungen verbreitet (Graham, 2011). Als Beginn der 

modernen Propaganda gilt die durch Zeitungen, Poster, 

Anzeigen und Reden befeuerte Mobilisierung der euro-

päischen Völker im Ersten Weltkrieg (Purseigle, 2013).

Abbildung B stellt die hier beschriebenen Arten von In-

formation anhand einer Matrix dar, die zwischen der 

Absicht hinter einer Information sowie ihrem Wahr-

heitsgehalt unterscheidet. In einer freien und vielfälti-

gen Medienlandschaft finden sich neben objektiver 

Berichterstattung ebenfalls politisch gefärbte Medien 

und Beiträge. Auch Fehler aufgrund mangelnder interner 

Kontrollen oder aufgrund von Versehen kommen von 

Zeit zu Zeit vor. Alle drei erwähnten Arten der Informa-

tion gehören zu einer freien Gesellschaft. →B

Auch politische Desinformation muss eine Demokratie 

ertragen – Lügen sind prinzipiell von der Meinungsfrei-

heit gedeckt. Allerdings kann eine Demokratie langfris-

tig nur dann fortbestehen, wenn sich die Bürger als 

souveräner Träger staatlicher Gewalt auf eine gemein-

same Informationsbasis verlassen können. Wenn Wahr-

heit und Lüge im öffentlichen Diskurs nicht mehr un-

terschieden werden können, entzieht das dem demo-

kratischen Entscheidungsprozess die Basis. 

Aus diesem Grund gibt es in demokratischen Gesell-

schaften gemeinsame Standards für Medien, die be-

wusste Manipulationen erschweren, den Bürgern Trans-

parenz über die Herkunft von Informationen ermögli-

chen und demokratische Prozesse wie Wahlen damit  

erst möglich machen. Zu diesen gemeinsamen Stan-

dards gehört an allererster Stelle die Selbstverpflichtung 

zur Wahrheit, zu einer akkuraten Berichterstattung  

und zur öffentlichen Korrektur von Fehlern. Die von den 

Medien selbst gesteckten Richtlinien regeln überdies 

die Trennung von Werbung und Redaktion, den Grund-

satz der Unschuldsvermutung, den Umgang mit Inter-

essenkonflikten oder den Quellenschutz. Beispiele für 

solche Regelwerke sind das Reuters Handbook of Jour-

nalism, der deutsche Pressekodex, das Statement of 

News Values and Principles der amerikanischen Asso-

ciated Press oder die Charte AFP des bonnes pratiques 

éditoriales et déontologiques der französischen Agence 

France-Presse.

Neben diesen inhaltlichen und prozessualen Regeln der 

Medien gibt es zudem Gesetze zur Verhinderung von 

Monopolbildung und zur Sicherung der Medienvielfalt. 

Diese Aufgabe wird meist von staatlichen Akteuren über-

nommen, zum Beispiel dem französischen Conseil 

supérieur de l’audiovisuel, dem britischen Office of Com-

munications (Ofcom) oder der deutschen Kommission 

zur Ermittlung der Konzentration im Medienbereich. 

Diese Konventionen, geschriebenen und ungeschriebe-

nen Regeln sichern die Vielfalt der Medienlandschaften 

und stellen sozusagen das Sicherheitsnetz demokrati-

scher Gesellschaften dar. Die Macht der Medien als Ga-

tekeeper für Nachrichten wird ausgeglichen durch eine 

hohe Anbietervielfalt, sodass die Bürger sich entlang 

ihrer eigenen Interessen ein unabhängiges Bild von der 

Welt machen können. Es ist ein sorgsam austariertes 

System, das nun auf dem Prüfstand steht. Zumindest 

stellt das Aufkommen der großen Plattformen die bis-

herige Balance vor eine enorme Herausforderung. Denn 

was nutzen die hohen Standards der „alten Medien“, 

wenn die Informationsverarbeitung immer seltener 
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über Zeitungen, Fernsehen und Radio und immer öfter 

über YouTube, Facebook, Twitter oder Instagram abge-

wickelt wird? Im nächsten Kapitel beschreiben wir die 

radikale Transformation der Medienlandschaft und er-

läutern, wie digitale Plattformen zum Entstehen eines 

neuen Informationskreislaufes geführt haben. Es ist 

eine neue Welt, die sich – verglichen mit dem engen 

Regelkorsett der alten Mediendemokratie – noch in ei-

nem ungeregelten Bereich befindet. Davon profitieren 

auch die Urheber von Falschnachrichten. 

B  Auf die Intention kommt es an: Politische Desinformation meint Manipulation durch  
die bewusste Verbreitung von Lügen 

Quelle: Butcher 2019, Roland Berger

Manipulationsabsicht

WahrFalsch

Informationsabsicht

Objektive,  
wahre
Information
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Wenn der Soziologe Niklas Luhmann eines nicht getan 

hat, dann den Einfluss der Massenmedien unterschätzt. 

1996 schrieb er in einem berühmt gewordenen Essay: 

„Alles, was wir über unsere Gesellschaft, ja über die Welt, 

in der wir leben, wissen, wissen wir durch Massenme-

dien“ (Luhmann, 1996, S. 9). Die Analyse war keineswegs 

schmeichelhaft gemeint, trotzdem lieferte Luhmann 

damit die perfekte Beschreibung der Mediendemokratie 

des 20. Jahrhunderts: Mächtige Leitmedien setzen die 

Themen, das Publikum konsumiert die Inhalte weitest-

gehend passiv. 

Die Welt, die Luhmann beschreibt, ist eine Welt ohne 

Google und Facebook. Ob seine Analyse in einer sich 

radikal wandelnden Medienlandschaft weiterhin gültig 

ist, hängt maßgeblich von der Rolle ab, die man den gro-

ßen amerikanischen Plattformen zuschreibt. Sind sie 

„neutrale“ Übermittler von Information und deshalb wie 

Telekommunikationsunternehmen zu betrachten? Oder 

muss man sie doch in die Riege der traditionellen Mas-

senmedien stellen?

In der interessierten Öffentlichkeit ist ein heftiger Streit 

über die Einstufung der großen amerikanischen Plattfor-

men entbrannt. Ein Lager, dem unter anderem die briti-

sche Tageszeitung The Guardian oder der einflussreiche 

Technikjournalist David Kirkpatrick angehören, sieht in 

Facebook & Co. nichts anderes als riesige Medienunter-

nehmen (Kirkpatrick, 2019; The Guardian, 2018). Schon 

allein deswegen, weil die Plattformen Inhalte anbieten 

und gewichten – und damit wie etablierte Medien eine 

Gatekeeper-Funktion übernehmen. Argumentiert wird 

auch, dass Facebook über die Jahre hinweg ähnlich wie 

traditionelle Verlagshäuser regelmäßig journalistische 

Inhalte bei externen Anbietern bestellt und dafür bezahlt 

hat. Künftig sollen derlei Kooperationen sogar noch aus-

geweitet werden – mit dem Ziel, den Nutzern ein hoch-

wertiges Informationsangebot zur Verfügung zu stellen. 

(Liao, 2018; Bell, 2019; Ingram, 2019).

Hinzu kommt noch, dass Facebook neuerdings Tausen-

de von Moderatoren beschäftigt, die Beiträge auf der 

Plattform kontrollieren und notfalls auch entfernen. 

Eine Tätigkeit, die sich mit der Arbeit klassischer 

Schlussredakteure vergleichen lässt. Wenn die großen 

Plattformen sich dennoch als neutrale Instanz betrach-

ten, dann sei das lediglich eine „technokratische Pose“, 

um sich aus der Verantwortung zu stehlen, sagt der Netz-

kritiker Evgeny Morozov (Morozov, 2013). Manche Län-

der teilen diesen Grundgedanken. In Frankreich spielt 

die ursprünglich nur für Fernsehen und Radio geschaf-

fene Aufsichtsbehörde (Conseil supérieur de l’audiovi-

suel) bei der Kontrolle von Meinungsäußerungen im 

Internet inzwischen eine herausgehobene Rolle (Wiegel, 

2019). In den USA wächst auf beiden Seiten des politi-

schen Spektrums das Lager derjenigen, die eine Strei-

chung der „Section 230“ des Communication Decency 

Act fordern. Eine Regelung, die aus dem Jahr 1996 

stammt und auf deren Grundlage Plattformen wie Face-

book nur in äußersten Extremfällen für Nutzerinhalte 

verantwortlich gemacht werden können. 

Die Gegenseite – insbesondere die großen US-Plattfor-

men selbst – will eine Einstufung als Medienunterneh-

men tunlichst verhindern. Das würde nämlich bedeu-

ten, dass Facebook & Co. für alle Inhalte verantwortlich 

sind, die auf ihren Seiten veröffentlicht werden. Der New 

Yorker Journalismus-Professor Jeff Jarvis warnt jedoch, 
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dass ein solcher Schritt die freie Konversation im Netz 

drastisch einschränken würde (Jarvis, 2019). Weil Platt-

formen kritische Inhalte dann im Zweifel unterdrücken, 

um kein unnötiges Risiko einzugehen. Deswegen spricht 

auch Facebook-Gründer Mark Zuckerberg anders als 

früher nicht mehr von der „perfekt personalisierten Zei-

tung“ (Kim, 2014), die er mit seinem Unternehmen  

ursprünglich einmal für Milliarden von Menschen 

schaffen wollte. Stattdessen definiert er die Plattformen 

nun bevorzugt als „Social Service“ (Kuchler, 2019) oder 

„Community“ (Hoffman, 2017) oder ganz einfach als 

„soziales Netzwerk“ (Swisher, 2018). Im deutschen Han-

delsregister ist Facebook entsprechend als „Onlinenetz-

werkplattform“ (Registeranzeiger GmbH, 2018) regist-

riert. Das heißt aber nicht, dass die Plattformen nicht 

bereit wären, jederzeit in das Lager der Gegenseite zu 

wechseln, wenn es die jeweilige Situation erfordert. Vor 

allem, wenn es darum geht, einer zu harten Regulierung 

zu entkommen. →C 

Sie verhalten sich dann wie die berühmte Katze im Ge-

dankenexperiment des Physikers Erwin Schrödinger, die 

gleichzeitig zwei Zustände annehmen kann. Nur dass 

sie anders als das Tier nicht tot oder lebendig sind, son-

dern gleichzeitig Medienunternehmen und neutraler 

Telekommunikationsanbieter sein wollen. →D 

„Ich stimme Ihnen zu, wir sind für die Inhalte [auf unse-

rer Seite] verantwortlich“, antworte Mark Zuckerberg im 

vergangenen April auf eine Frage des texanischen Sena-

tors John Cornyn (Kirkpatrick, 2018). Eine radikale Dis-

tanzierung von Facebooks eigentlicher Position, mit der 

„Facebook ist kein soziales

Netzwerk, keine Werbeplattform,

keine Community. Facebook

ist etwas völlig Neues.“
Sascha Lobo
Journalist und Autor
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C   Freiheit ohne Verantwortung: Für Presseverlage und Medienhäuser gelten deutlich strengere  
gesetzliche Auflagen als für digitale Plattformen

Quelle: Roland Berger

Regeln hinsichtlich DIGITALE PLATTFORMEN

keine Lizenzierung, kein eigenes FusionsrechtMarktzugang/  
Marktmacht

weitgehender Haftungsausschluss Haftung für Inhalte 

PRESSEVERLAGE/MEDIENHÄUSER

Lizenzierung (Rundfunk), teilweise  
strengere Fusionskontrolle  

Redaktionelle Haftung für alle Inhalte

Selbstverpflichtung im Rahmen von Presse- 
kodizes, tlw. gesetzliche Sorgfaltspflicht

KeineVerpflichtung  
zur Wahrheit

sich aber womöglich schärfere Eingriffe des Staates – bis 

hin zur drohenden Zerschlagung – abwenden lassen.

In der öffentlichen Debatte wird diese ambivalente Hal-

tung oft übersehen. Zum Beispiel auch vom Bundesver-

band der Deutschen Zeitungsverleger (BDZV), der sich 

die klassische Sichtweise der Plattformen zu eigen 

macht hat. Dessen Präsident, Axel-Springer-CEO Math-

ias Döpfner, will Facebook & Co. unter keinen Umstän-

den als „digitale Superverleger“ anerkennen. Die Begrün-

dung: Ein solcher Schritt wertet die amerikanischen 

Internetkonzerne ungebührlich auf, weil ihr algorith-

menbasierter Filterprozess nicht dazu imstande ist, In-

halte nach journalistischen Kriterien zu bewerten. Nach 

dieser Einschätzung sind Facebook, Twitter oder Ins-

tagram nichts anders als technologiegetriebene Kom-

munikationsplattformen. Von ihnen wird erwartet, dass 

sie offenkundige Rechtsverstöße aus dem Nachrich-

tenstrom entfernen und „Vertriebsverantwortung“ über-

nehmen, mehr nicht. „Facebook ist keine Schlussredak-

tion“, sagt Mathias Döpfner (Bundesverband Deutscher 

Zeitungsverleger e.V., 2016). 

Wie heikel die Definitionsfrage ist, zeigt die deutschspra-

chige Fachdebatte. Dort setzt sich zunehmend der tech-

nische Begriff „Informationsintermediär“ durch. Er soll 

zum Ausdruck bringen, dass Plattformen wie Twitter 

oder Facebook Mischformen sind, die man irgendwo 
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zwischen den beiden Extrempolen Medienunternehmen 

und Telekommunikationsanbieter ansiedeln muss. Mit 

leichter Tendenz zu Letzterem. Wer die sozialen Platt-

formen rechtlich als „Informationsintermediäre“ fasst, 

der betont deren Vermittlungsrolle: zwischen Nutzer 

auf der einen Seite und Inhaltsangeboten auf der ande-

ren Seite. 

Bis jetzt zeichnet sich kein Ende der Debatte ab. Wenn 

sich aber eines gezeigt hat, dann dass die US-Plattformen 

nur schwer mit dem gängigen Begriffsinstrumentarium 

zu fassen sind. Der Autor Sascha Lobo hat das besonders 

deutlich auf den Punkt gebracht: „Facebook ist kein so-

ziales Netzwerk, keine Werbeplattform, keine Commu-

nity. Facebook ist etwas völlig Neues, bisher nicht Exis-

D  Nicht Fisch, nicht Fleisch: Digitale Plattformen sind weder klassische Medien  
noch reine Infrastrukturanbieter

Quelle: Roland Berger
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tierendes“ (Lobo, 2018). Unbestritten ist, dass sich durch 

das Aufkommen der großen US-Plattformen die Gesell-

schaft und damit auch das Wesen von Öffentlichkeit 

verändert haben. Informationen werden heute anders 

aufgenommen, verarbeitet und weitergereicht. Nach-

richten, ob wahr oder falsch, können sich über die Platt-

formen mit Überschallgeschwindigkeit verbreiten und 

lassen sich zielgenau an jedes noch so kleine Publikum 

adressieren. Diesen umfassenden Wandel wollen wir 

im folgenden Kapitel beschreiben: angefangen bei den 

Konsumenten und den Urhebern bis hin zu den neuen 

Distributoren von Informationen. 

3.1 
Der Siegeszug neuer  
Nachrichtenangebote
 

Selbst die revolutionärste Technologie setzt sich nicht von 

heute auf morgen durch. Das zeigt der Einfluss, den das 

analoge Fernsehen noch immer auf die Meinungsbildung 

hat. In Deutschland und anderen Ländern Europas bleibt 

es die erste und wichtigste Quelle für Nachrichten. Die 

nach wie vor große Beliebtheit sollte aber nicht über eine 

wichtige Tatsache hinwegtäuschen: Traditionelle Nach-

richtenformate haben in den letzten Jahren sukzessive 

an Einfluss verloren. Dass sie im Wortsinn noch nicht 

von der Bildfläche verschwunden sind, liegt vornehmlich 

an der Generation 50+. Nirgendwo sonst ist die Loyalität 

zum linearen Programmfernsehen größer. 

Ein völlig anderes Bild ergibt sich beim Blick auf jünge-

re Alterskohorten. Bereits in der Gruppe der 30- bis 49- 

Jährigen läuft das Internet dem Fernsehen als Orientie-

rungsgeber den Rang ab. Die Grundregel lautet: je jünger 

das Publikum, desto wichtiger die Online-Inhalte. Fast 

drei Viertel der 18- bis 29-Jährigen versorgen sich inzwi-

schen hauptsächlich über das Internet mit Nachrichten. 

Eine Zahl, die künftig weiter ansteigen dürfte. Man muss 

dafür nur in die USA schauen, wo der technologische 

Wandel bereits tiefe Spuren im Nachrichtenkonsum 

hinterlassen hat. →E

Obwohl sich die nationalen Medienlandschaften deut-

lich unterscheiden, vollzieht sich der Wandel entlang 

ähnlicher Bruchlinien. Zu den wichtigsten zählt, dass 

klassische Medienhäuser den direkten Distributions- 

kanal zu vielen Konsumenten verloren haben. Etwa  

jeder zweite Internetnutzer steuert heute statt einzelner 

Nachrichtenseiten bevorzugt Vermittlungsdienste  

an. Dazu zählen neben Suchmaschinen auch soziale 

Netzwerke oder Nachrichten-Aggregatoren wie Apple 

News, die selbst keinerlei Inhalte produzieren, sondern 

nur auf diese verlinken (Nielsen, Newman, & Kalogero-

poulos, 2019). 

Für 60 Prozent der Westeuropäer bleibt Facebook die 

wichtigste Internetplattform für Informationen (Mit-

chell et al., 2018). Der Datenskandal um die Politikbera-

tungsfirma Cambridge Analytica hat daran genauso 

wenig geändert wie neuerliche Datenleaks, zum Bei-

spiel, als Unbekannte im September 2018 durch mehre-

re Sicherheitslücken Millionen sensibler Nutzerdaten 

erbeuten konnten (Facebook, 2018). Nur die jüngeren 

Nutzer wenden sich zunehmend von Facebook ab. In 

den meisten Fällen halten sie dem Konzern aber die 

Treue und wandern lediglich zur Facebook-Tochter In-
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stagram ab, die rasant wächst. In Deutschland wird die 

Plattform mittlerweile von fast jedem vierten Erwach-

senen zwischen 18 und 24 Jahren für Nachrichteninhal-

te genutzt. Ein Trend, der sich europaweit beobachten 

lässt (Hölig, Hasebring, & Behre, 2019). 

Mit einem gestiegenen Misstrauen gegenüber den  

etablierten Medien lässt sich das neue Nutzerverhalten 

nicht erklären. Zwar haben auch die Gatekeeper von 

früher Vertrauen eingebüßt – das gilt selbst für politisch 

stabile Länder wie Finnland oder Deutschland. Trotzdem 

hat sich in den letzten Jahren eine neue Art von On-

E  Online First: Jüngere Europäer bevorzugen Online-Nachrichten 

Quelle: PEW Research Center, Roland Berger

Anteil der Befragten, die mindestens einmal täglich Nachrichten aus der jeweiligen Quelle beziehen [in %]
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line-Journalismus herausgebildet, der trotz knapper 

werdender Ressourcen hohe Qualitätsstandards etab-

liert hat und von Nutzern auf der ganzen Welt geschätzt 

wird. Die enormen Reichweiten der New York Times 

oder der britischen Zeitung The Guardian sind dafür das 

beste Beispiel. Verglichen mit der Reputation von sozi-

alen Netzwerken stehen traditionelle Medienhäuser 

aber insgesamt noch vergleichsweise gut dar. Laut dem 

Edelman Trust Barometer 2019 vertrauen ihnen europa-

weit 60 Prozent der Bevölkerung. Bei Facebook & Co. ist 

es nur gut ein Drittel (Edelman, 2019). →F

Eine Renaissance des Nachrichtenkonsums früherer 

Zeit ist trotzdem unwahrscheinlich. Viele traditionelle 

Medienhäuser haben ihr Geschäftsmodell im Internet 

geändert und eine Bezahlschranke eingeführt. Von Nut-

zern wird das nur bedingt angenommen. Die Zahlungs-

bereitschaft für Online-Nachrichteninhalte stagniert auf 

einem konstant niedrigen Niveau, mit Ausnahme der 

skandinavischen Länder. Die absolute Ausnahme bleibt 

Norwegen: Dort erhöhte sich der Anteil der Digitalabon-

nements an der Gesamtbevölkerung im Vergleich zum 

Vorjahr noch einmal und wuchs von 30 Prozent auf  

34 Prozent. In Deutschland und Großbritannien liegt er 

lediglich bei acht beziehungsweise neun Prozent (Hölig, 

Hasebring, & Behre, 2019). 

Verstärkt wird der ausbleibende Nachfrageeffekt noch 

durch ein Phänomen, das sich „Abonnement-Müdigkeit“ 

nennt. Gemeint ist, dass die überwiegende Mehrheit 

nicht bereit ist, ihr Medienbudget zu erhöhen. Die Zahl 

der Neu-Abonnenten hält sich deshalb in Grenzen. Zu-

mal Untersuchungen zeigen, dass Nachrichten im di-

rekten Vergleich mit Entertainment-Angeboten das 

F  Vertrauensvorschuss: Traditionelle Medien 
genießen als Nachrichtenquelle deutlich  
größeres Ansehen als soziale Medien 

Quelle: Edelman Trust Barometer 2019, Roland Berger
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Nachsehen haben. Im Zweifel gewinnen Spotify oder 

Netflix gegen Le Monde oder den SPIEGEL. 

Immer beliebter werden „Super-Apps“, die eine Vielzahl 

von Diensten anbieten. Die Nutzer müssen dann nicht 

mehr die Plattform wechseln, sondern können alles  

an einem Ort erledigen: einkaufen, chatten, sich über  

Politik informieren. Das bekannteste Beispiel einer  

„Super-App“ ist WeChat in China, Facebook ist mit der 

immer stärkeren Verzahnung seiner Dienste auf dem 

besten Weg dorthin. Dem Bedürfnis vieler Nutzer kommt 

das entgegen. Sie wollen sich nicht mehr aktiv über das 

Weltgeschehen informieren, sondern vertrauen auf den 

Netzwerkeffekt der großen Plattformen. Sehen lässt sich 

das an einem Satz, der immer wieder in Umfragen auf-

taucht: „Wenn eine Nachricht wichtig ist, erreicht sie 

mich auf irgendeinem Weg“ (Benton, 2019).

Nicht nur die Quellen für Nachrichten haben sich geän-

dert, auch die Art und Weise, wie diese konsumiert wer-

den. Wissenschaftler weisen darauf hin, dass Nutzer 

nicht selten in einem Zustand der Zerstreuung durch 

Plattformen wie Facebook und Twitter scrollen. Das er-

höht die Anfälligkeit für kognitive Verzerrung wie den 

„confirmation bias“ (Panger, 2018). Wahr ist dann nicht 

mehr, was den Fakten entspricht, sondern was sich mit 

der eigenen Weltanschauung deckt. 

Offenbar hat sich die jüngere Generation weitaus besser 

auf die neue Medienlandschaft eingestellt. Ihr fällt es 

leichter, im Internet zwischen Fakten und bloßen Mei-

nungsäußerungen zu unterscheiden. Ältere Nutzer tun 

sich damit deutlich schwerer. Sie sind nicht nur emp-

fänglicher für Lügen in den sozialen Netzwerken, sie 

verbreiten diese auch häufiger als die jüngere Generati-

on (Gottfried & Grieco, 2018). Zur Wahrheit gehört aller-

dings auch, dass die klassische Trennung zwischen 

reinen Konsumenten auf der einen Seite und professi-

onellen Nachrichtenurhebern auf der anderen Seite 

überholt ist. Wie wir im nächsten Kapitel zeigen, ver-

schwimmen die Grenzen zunehmend. 

3.2
Das Publikum von früher wird zum  
Sender von heute 

Dass die Gesetze der alten Mediendemokratie nicht 

mehr gelten, zeigt ein Beispiel aus der Kleinstadt Fergu-

son im US-Bundesstaat Missouri. Im August 2014 ging 

dort ein einzelner Livestreamer namens Mustafa 

Hussein auf Sendung und erreichte innerhalb kürzester 

Zeit ein Publikum, das sonst nur der Fernsehsender CNN 

hinter sich versammelt. Hussein berichtete live und di-

rekt über die Massenproteste gegen Polizeigewalt – ohne 

den Umweg über die Massenmedien (Tufekci, 2018).

 

Im Zeitalter von Facebook & Co. ist das Publikum von 

früher zum Sender von heute geworden. Wer will, kann 

zu jeder Zeit und ohne größere Friktionen Botschaften 

in die Welt absetzen. Möglich gemacht haben das zwei 

Entwicklungen: eine immer günstigere und gleichzei-

tig immer leistungsfähigere Hardware, mit dem Smart-

phone als Hauptvehikel; und die mächtigen Netz- 

werkeffekte der großen US-Plattformen, die potenziell  

jedem Nutzer den Zugang zu einem Massenpublikum 

ermöglichen. 
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Wie sehr sich das neue Rollenverständnis bereits durch-

gesetzt hat, zeigen die Nutzerstatistiken der sozialen 

Netzwerke: Auf Facebook werden stündlich 510.000 

neue Kommentare gepostet. YouTube wächst in dersel-

ben Zeit um 600.000 Stunden an neuem Videomaterial. 

Auf Instagram erstellen jeden Tag 100 Millionen Men-

schen persönliche „Videostories“ (Marr, 2018).

Entstanden ist eine neue, fraktale Form der Öffentlich-

keit, die sich in unzählige Teilöffentlichkeiten aufspal-

G  Alte Welt: Massenmedien als Filter, die aus Informationen Nachrichten machen

Quelle: Roland Berger
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tet. Was in diesen Nischen vor sich geht, ist für die Au-

ßenwelt oft schwer zu überblicken. Anders als früher 

lassen sich die Gatekeeper alten Typs – also Zeitungen, 

Rundfunk- und Fernsehanstalten – heute problemlos 

umgehen. Verschwunden ist mit ihnen auch eine ge-

meinsame Diskussionsbasis, auf die sich alle Teilneh-

mer einer Debatte beziehen könnten. Stattdessen ver-

breiten nun Plattformen wie Google und Facebook In-

H  Neue Welt: Digitale Plattformen fungieren als Medien, über die Informationen  
ungefiltert verbreitet werden

Quelle: Roland Berger
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halte – ganz gleich, von welchem Urheber sie stammen. 

Vorselektiert und gefiltert wird zwar weiterhin, nur eben 

mithilfe von Algorithmen und nach anderen Kriterien: 

Entscheidend ist, ob es eine Nachricht schafft, genügend 

Aufmerksamkeit zu generieren. →G  →H

Den politischen Meinungskampf haben die neuen tech-

nischen Möglichkeiten schon jetzt nachhaltig verändert. 

Das gilt gleichermaßen für Wahlkämpfe, Aufstände oder 

zivilgesellschaftliches Engagement. Eine Entwicklung, 

die sich erstmals während des Arabischen Frühlings 2011 

zeigte. Die Aufstände werden deswegen oft als „Soci-

al-Media-Revolution“ bezeichnet, weil es den Protestie-

renden damals gelang, die Monopolsysteme der Macht-

haber durch die neuen Plattformen zu unterlaufen. Die 

Absprachen unter den Demonstranten und deren Mo-

bilisierung erleichterte das enorm. Und auch wenn die 

Realpräsenz auf den Straßen und Plätzen am Ende ent-

scheidender war, so zeigte sich in Ägypten und Tunesi-

en doch zum ersten Mal, zu welch mächtigem Werkzeug 

Facebook und Twitter in den Händen von Protestieren-

den werden können (El Difraoui, 2011; Shearlaw, 2016).

Herausgebildet hat sich auch ein neuer Politikertypus, 

der es mithilfe der sozialen Medien innerhalb kürzester 

Zeit schafft, eine neue Bewegung zu gründen. Der ame-

rikanische Präsident Donald Trump oder der demokra-

tische Präsidentschaftsbewerber Bernie Sanders sind 

nur zwei Beispiele von vielen. Auch zivilgesellschaftli-

che Bewegungen wie die Fridays for Future lassen sich 

nicht mehr ohne soziale Netzwerke als Verstärker den-

ken. Der Mechanismus ist dabei stets derselbe: Ein The-

ma wächst exponentiell, sobald andere einsteigen, die 

wiederum andere mitziehen. Ermöglicht wird diese 

Popularisierung der Nachrichtenproduktion durch ein 

völlig neues Geschäftsmodell, auf das wir im nächsten 

Schritt eingehen. 

3.3
Das Geschäftsmodell hinter der  
Medienrevolution 

Jill Abramson, die ehemalige Chefredakteurin der New 

York Times, kann sich gut an 2007 erinnern. Damals kam 

das erste iPhone auf den Markt, im Vorjahr hatte Face-

book seinen Newsfeed eingeführt. Seither kann sich 

jeder Nutzer eine eigene Mischung aus Meinung, Un-

terhaltung, Nachrichten und Statusmeldungen anzeigen 

lassen. Vollautomatisiert und in Echtzeit. „2007 war das 

Jahr, in dem alles begann, auseinanderzufallen“, schreibt 

Abramson über diese Zeit (Abramson, 2019). Sie meint 

damit das Geschäftsmodell der New York Times und der 

Washington Post. 

Der werbefinanzierte Journalismus steckt seit einigen 

Jahren tief in der Krise. Immer mehr Anzeigen wandern 

zu den großen Plattformen ins Internet ab. Faktisch be-

herrschen Google und Facebook schon jetzt als Duopol 

den weltweiten Online-Werbemarkt. Ihr Anteil am Ge-

schäft mit Digitalwerbung betrug im vergangenen Jahr 

60 Prozent. Nach einer Schätzung der britischen Markt-

forscher WARC wird er 2019 erneut ansteigen (WARC, 

2019). →I
 
Die Dominanz der großen US-Plattformen beruht dabei 

auf einem radikal neuen Geschäftsmodell: Zwar wollen 

auch sie Nutzer mit den „relevantesten“ Inhalten ver-
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I  Wachablösung: Die globalen Werbeausgaben wandern von traditionellen Medien  
zu Facebook und Google ab 

Wo Werbekunden ihr Geld ausgeben

Quelle: Meeker 2019, eMarketer 2019, Roland Berger
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sorgen. Sie tun dies aber nicht mehr nach allgemeingül-

tigen, journalistischen Kriterien, sondern wählen den 

Inhalt aus, mit dem ein Nutzer besonders stark intera-

giert. Die strategische Überlegung dahinter ist einfach: 

Je länger ein Nutzer auf der Seite bleibt, umso mehr 

Werbung lässt sich verkaufen. 

Wie stark das „Engagement“ ist, wird fortwährend durch 

Signale gemessen. Zu den wichtigsten zählen Likes, Sha-

res oder die Kommentare, die ein Beitrag erhält, aber auch 

die Verweildauer in einem Artikel oder Video. Der Algo-

rithmus lernt dadurch die individuellen Vorlieben der 

Nutzer kennen und passt sich laufend an sie an. Ausge-

spielt wird immer nur der Inhalt, der auch die maximale 

Aufmerksamkeit verspricht. Wie erfolgreich Facebook & 

Co. damit sind, zeigt die durchschnittliche Nutzungsdau-

er von Social-Media-Plattformen. Aktueller Rekordhalter 

in Deutschland ist YouTube. Die Gruppe der 16- bis 19-Jäh-

rigen verbringt dort durchschnittlich 150 Minuten pro 

Tag (Wulff, Rumpff, Arnoldy, & Bender, 2018).

Erfolgreich wird das neue Modell der Informationsdis-

tribution aber erst durch die Verknüpfung von Nutzer-

daten und Werbegeschäft. Anzeigenkunden können 

Werbung auf jede noch so spezielle Zielgruppe zuschnei-

den. Diese „Mikrotargeting“ genannte Praktik ist legal 

und für die Nutzer dann vorteilhaft, wenn sie ihren Prä-

ferenzen entsprechende Werbung angezeigt bekommen. 

Inzwischen wird die Hälfte aller Werbeerlöse im Internet 

mithilfe von Mikrotargeting erzielt. Davon profitieren 

vor allem die im digitalen Werbemarkt dominanten Platt-

formen, wie man an ihren Nettomargen sehen kann: 

Während durchschnittliche Unternehmen großer Akti-

enindizes wie des S&P 500, des Euro Stoxx 50 oder des 

MedienhäuserPlattformen Aktienindizes

1 Median der im jeweiligen Index vertretenen Unternehmen

J  Rekordverdächtige Margen: Die Geschäftsmodel-
le digitaler Plattformen sind überdurchschnitt-
lich profitabel – und hängen Medienhäuser ab

Quelle: Bloomberg, Roland Berger
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K  Wertvolle Nutzer: Der Börsenwert von Facebook ist eng mit dem Wachstum der Nutzerzahlen verbunden

Quelle: Bloomberg, Roland Berger
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DAX höchstens niedrige zweistellige Nettomargen er-

wirtschaften, haben Facebook und Twitter 40 Prozent 

ihrer Einnahmen in Gewinne umwandeln können. Al-

phabet (Google) holt mit einer Nettomarge von 22 Prozent 

immer noch doppelt so viel aus seinen Umsätzen heraus 

wie ein durchschnittliches S&P-500-Unternehmen. →J

Die großen amerikanischen Plattformen profitieren von 

einem enormen Netzwerkeffekt. Je größer die Reichwei-

te, umso mehr Anzeigen lassen sich verkaufen. Der Effekt 

lässt sich an der Entwicklung des Facebook-Aktienkurses 

ablesen: Seit 2010 ist er mehr oder weniger parallel mit 

der Zahl der monatlich aktiven Nutzer gewachsen. →K

Das erklärt auch, warum die Plattform in den vergan-

genen Jahren um beinahe jeden Preis neue Nutzer ge-

winnen wollte. Mark Zuckerberg selbst hat das in  

einem Interview angedeutet. Er nannte das 2007 ge-

gründete „growth team“ Facebooks „wichtigstes Pro-

dukt-Feature“ (Altman, 2016). Die Konsequenz liegt auf 

der Hand: Wenn immer mehr Nutzer immer mehr 

Nachrichten immer schneller verbreiten, dann be-

schleunigt das auch den Informationskreislauf insge-

samt. Was das in der Realität bedeutet, erklären wir im 

nächsten Kapitel.

 

3.4
Ein Nachrichtenkreislauf in  
Überschallgeschwindigkeit 

Im Sommer 2016 schaffte es die Website EndingTheFed.

com mit einem dubiosen Bericht in die Trending Topics 

von Facebook. Darin wurde behauptet, dass die Fox- 

News-Moderatorin Megyn Kelly gefeuert worden sei – 

angeblich, weil sie Hillary Clinton unterstützt hatte. An 

der Meldung stimmte nichts, genauso wie an den meis-

ten anderen Berichten von EndingTheFed.com. Trotz-

dem war die Seite in den Monaten vor der US-Präsident-

schaftswahl sehr erfolgreich. Ihre vier besten Artikel 

erzielten fast drei Millionen Facebook-Engagements. 

Deutlich mehr als die vier besten Artikel der Washington 

Post (Silverman, 2016). 

Der rasante Aufstieg zweifelhafter Websites zeigt ein 

Grunddilemma des neuen Informationszeitalters: Auf 

Facebook oder Twitter wird nicht mehr groß zwischen 

Beiträgen unterschieden. Jeder Artikel, jedes Foto, jedes 

Video kämpft gegen andere Artikel, Fotos oder Videos 

um Aufmerksamkeit. Egal, ob der Beitrag aus seriöser 

Quelle stammt oder von einer Seite wie EndingTheFed.

com. Traditionelle Medien geraten dadurch zunehmend 

ins Hintertreffen. Entweder sie weichen Standards auf 

oder sie verlieren an Reichweite und Einfluss. Die New 

York Times hat das früh erkannt. Man sei zurückgefallen, 

in der „Kunst und Wissenschaft, Journalismus an den 

Leser zu bringen“, schrieb sie bereits 2014 in ihrem In-

novationsreport (The New York Times, 2014).

Wie sehr es in diesem neuen Umfeld auf die Emotiona-

lisierung von Inhalten ankommt, hat unter anderem ein 

Facebook-Experiment zur Gefühlsbeeinflussung gezeigt. 

Die Kernbotschaft: Menschen, die weniger emotionale 

Beiträge in ihrem Newsfeed sehen, sind hinterher auch 

weniger aktiv – was weder im Interesse der Urheber noch 

der Plattformbetreiber liegt (Kramer, Guillory, & Han-

cock, 2014). Wichtig ist aber, dass Emotionen nicht 



34

L  Perpetuum mobile: der toxische Fake-News-Kreislauf

Quelle: Roland Berger
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gleich Emotionen sind. Negative Beiträge provozieren 

deutlich mehr Reaktionen als positive Beiträge. Und da-

mit auch deutlich mehr Aufmerksamkeit (Stieglitz & 

Dang-Xuan, 2012).

Falschnachrichten gedeihen in diesem Kommunikati-

onsklima besonders gut. Sie verbreiten sich schneller 

als Meldungen mit nachprüfbarem Wahrheitsgehalt, wie 

Wissenschaftler jüngst im Fachmagazin Science festge-

stellt haben. Schuld daran sind nicht so sehr Bots, son-

dern reale Menschen, die öfter und bevorzugt auf „false 

news“ anspringen. Aus einem einfachen Grund: Falsch-

nachrichten werden nach Einschätzung der Studienau-

toren als „neuer“ und damit als für Entscheidungen 

„relevantere“ Informationen wahrgenommen. Bots än-

dern an diesem Umstand nichts. Sie sorgen lediglich 

dafür, dass sich alle Nachrichten schneller verbreiten 

– wahre wie falsche (Vosoughi, Roy, & Sinan, 2019). →L

Es gibt einen Satz des ehemaligen Guardian-Chefre- 

dakteurs Alan Rusbridger, der das Hauptmerkmal der 

neuen Informationslandschaft auf den Punkt bringt: 

„Nichts bleibt länger als zwei Minuten exklusiv“ (Rus-

bridger, 2018). Rusbridger sieht darin vor allem ein Pro-

blem für Medienhäuser, weil sich teure Recherchen 

kaum mehr lohnen, wenn die Ergebnisse sofort kopiert 

und in Echtzeit weiterverbreitet werden. Die Informa-

tionsflut wird aber auch für Internetnutzer zu einem 

zunehmenden Problem: Permanente Wasserstands- 

meldungen, Status-Updates oder Liveberichte machen 

es immer schwieriger, der Nachrichtenlage zu folgen. 

Noch dazu, weil sich eine Vielzahl der Protagonisten in 

den sozialen Netzwerken nicht an den Wahrheitsan-

spruch traditioneller Medien gebunden fühlt. Die Kon-

sequenz ist ein zunehmendes Gefühl der Erschöpfung 

aufseiten der Empfänger – und der Wunsch nach deut-

lich weniger Nachrichten (Nielsen, Newman, & Kaloge-

ropoulos, 2019).

Streng genommen ist die neue Unübersichtlichkeit eine 

logische Folge schwächelnder Gatekeeper. Jahrzehnte 

lang bestimmten sie die Grenzen des öffentlich Sagbaren 

oder das, was nach dem Politikwissenschaftler Joseph 

P. Overton als das Overton window bezeichnet wird: den 

Meinungskorridor, der die öffentlich akzeptablen Posi-

tionen und Standpunkte festlegt. Genau diese festen 

Grenzen gibt es heute nicht mehr. „Das Overton window 

ist zerbrochen“, sagt die Techniksoziologin Zeynep Tu-

fekci (Tufekci, 2016). Mit allen positiven wie negativen 

Konsequenzen: Nie war es einfacher, die berechtigten 

Anliegen von Minderheiten zu vertreten. Und nie so 

einfach, Verschwörungstheorien und Falschnachrichten 

in die Welt zu setzen. Genau diese Entwicklung stellt 

den politischen Meinungsbildungsprozess auf eine har-

te Probe. Wie wir im nächsten Kapitel herausarbeiten, 

entstehen dadurch eine ganze Reihe neuer Probleme, 

die Demokratien in ihrer Grundlage bedrohen können.  
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Nicht einmal zwanzig Jahre sind die großen Kommu-

nikationsplattformen alt, aber die Anfangseuphorie ist 

längst verflogen. YouTube oder Facebook werden heu-

te nicht mehr als freiheitsstiftende Innovationsbringer 

wahrgenommen, sondern zunehmend als Gefahr für 

offene Gesellschaften. Ob Fake News, Wahlmanipula-

tionen oder Filterblasen: Die Plattformen sollen sie, 

wenn nicht erfunden, dann zumindest mit ihren digi-

talen Angeboten in ungeahnte Höhen katapultiert ha-

ben. „Soziale Medien bedrohen die Demokratie“, titel-

te der britische Economist im Herbst 2017. Der Satz 

beschreibt bis heute die dominierende Grundstim-

mung. 

Im Folgenden werden wir auf drei Hauptkritikpunkte 

an digitalen Plattformen (die fehlende Transparenz, Ver-

lässlichkeit und Verantwortung) im Detail eingehen. Sie 

befinden sich im sensiblen Spannungsfeld zwischen 

Meinungsfreiheit und gebotener Sicherheit für ein dis-

kursives Miteinander. Und sie sollen als Orientierung 

für die später noch zu diskutierenden Regulierungsvor-

schläge dienen. 

Man muss die Sicht von „Facebook & Co. als Demokra- 

tiegefährder“ nicht rückhaltlos teilen, um negative Ex-

ternalitäten anzuerkennen, die der rasante Aufstieg der 

großen Plattformen mitverursacht hat. Sie reichen vom 

Skandal um die dubiose Politikberatungsfirma Cam-

bridge Analytica über die Wahlen in den USA und die 

Brexit-Abstimmung in Großbritannien bis hin zu den 

Gewaltausbrüchen gegen die Minderheit der Rohingya 

in Myanmar. Und sie führen drastisch vor Augen, wie 

leicht sich die aktuelle Plattformarchitektur missbrau-

chen lässt.

 „Liberal

democracy is

broken. And

you broke it.“
Carole Cadwalladr
Journalistin, gerichtet  
unter anderem  
an Mark Zuckerberg

 Streng genommen verhalten sich Facebook & Co. wie 

ein Kohlekraftwerk, das nur für den Betrieb seiner An-

lagen bezahlt, nicht aber für die Vergiftung der Umwelt. 

Oder im Fall von Facebook für die des politischen Kli-

mas. Müssten die Plattformen stärker für die negativen 

Auswirkungen ihres Geschäftsmodells aufkommen, 

kämen die üppigen Gewinnmargen unter Druck. Das 

zeigen bereits die Spuren in der Gewinn- und Verlust-

rechnung von Facebook, die freiwillige Selbstverpflich-

tungen nach den jüngsten Skandalen hinterlassen ha-

ben: vom strengeren Monitoring der Seite bis zum Auf-

bau einer Werbebibliothek. Es sind Investitionen, die 

schon jetzt ins Gewicht fallen (Vogelstein, 2018), aber 

nicht ausreichen, um die bestehenden negativen Exter-

nalitäten auszugleichen. 



38

Problematisch ist noch immer die Intransparenz, mit der 

Facebook & Co. Informationen auswählen, und die Be-

liebigkeit, mit der Regeln von manchen Plattformen an-

gewendet werden. Problematisch ist aber auch ein feh-

lendes Verantwortungsbewusstsein. Dominate Dienste 

repräsentieren heute eine immer wichtiger werdende 

Teilöffentlichkeit. Aber die damit verbundenen Pflichten 

haben sie bisher nur unzureichend angenommen. 

4.1 
Die Undurchsichtigkeit  
der Algorithmen 

Jedes Mal, wenn die Programmierer von Facebook den 

Newsfeed neu justieren, wiederholt sich dasselbe Ritu-

al: Erst wird eine kurzgehaltene Mitteilung veröffent-

licht, in der die neuen Leitlinien grob dargelegt werden. 

Dann versucht die Welt zu verstehen, was die Änderun-

gen tatsächlich bedeuten. So war das auch im April 2019: 

Facebook gab bekannt, dass sich die Kriterien wandeln, 

mit denen der Algorithmus Informationen auf der Platt-

form strukturiert und selektioniert. Und das Technik-

magazin Wired stöhnte „schon wieder“ (Dreyfuss & 

Lapowsky, 2019).

Facebook ist keine Ausnahme. Auch Plattformen wie 

Twitter, YouTube oder LinkedIn passen ihren Algorith-

mus laufend an neue Realitäten an. →M

So weit, so unproblematisch, könnte man meinen. Pro-

blematisch ist aber, dass die Algorithmen der großen 

amerikanischen Plattformen bis heute eine Black Box 

bleiben. Außenstehende können, wenn überhaupt, nur 

erahnen, warum manche Beiträge in ihrem Newsfeed 

erscheinen – und andere nicht. 

Im Fall von Google ist die Rede von „mehr als 200 Sig-

nalen“ (Lischka & Stöcker, 2017), die über die Reihenfol-

ge einer Suchanfrage entscheiden. Bei Facebook oder 

Twitter dürften es ähnlich viele sein. Wie sie jeweils 

gewichtet werden, welche Kriterien am Ende ausschlag-

gebend sind, darüber schweigen die Plattformen. Nach 

Angaben von Adam Mosseri, Facebooks ehemaligem 

Newsfeed-Chef, soll dadurch verhindert werden, dass 

Menschen den Algorithmus leichter manipulieren kön-

nen (Glaser & Will, 2018). Gleichzeitig rührt die Frage 

nach den Filtermechanismen immer auch am Geschäfts-

geheimnis und damit an der Existenzgrundlage der 

Plattformen. Aus Sicht der Betreiber ergibt die Geheim-

niskrämerei deshalb Sinn. 

Für die Nutzer kann die fehlende Transparenz aber schnell 

zum Problem werden. Anders als früher lassen sich In-

formationen dadurch deutlich schwerer einordnen. Bei 

einem konservativen Fernsehsender wie Fox News oder 

einem liberalen Sender wie MSNBC wussten die Zuschau-

er noch sehr genau, welche Positionen sie erwarten. Bei 

Facebook oder Twitter ist das nicht mehr der Fall. 

Vieles spricht dafür, dass die großen US-Plattformen die 

genaue Wirkungsweise ihrer Algorithmen selbst nur 

unzureichend verstehen. Das liegt sogar in der Natur der 

Sache: Der Algorithmus verändert sich permanent durch 

die Interaktion mit den Nutzern, er entdeckt neue Prä-

ferenzen und passt sich an. Unter Umständen kann das 

eine gefährliche Eigendynamik in Gang setzen: Im Juni 
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2019 wurde bekannt, dass die YouTube-Software unbe-

absichtigt Kindervideos aus ihrem ursprünglichen Kon-

text gerissen hatte. Nur um sie Menschen mit pädophi-

ler Neigung in endlosen Video-Playlists zu empfehlen. 

Ein bedauerlicher „tweak“ im Algorithmus, wie You- 

Tube der New York Times erklärte (Fisher & Taub, 2019).

Weil die Verfahren zur Informationsauswahl so intrans-

parent sind, dauert es, bis offensichtliche Verzerrungen 

publik werden. Das zeigt auch der Fall, den Zeynep Tu-

fekci recherchiert hat. Während der US-Präsident-

schaftswahl 2016 bemerkte sie, dass ihr der YouTube- 

Algorithmus nach dem Abspielen von Videos zu 

Trump-Rallys immer radikaleres Material empfahl. Am 

Ende landete sie bei den Beiträgen von Rassisten und 

Holocaustleugnern (Tufekci, 2018).

Andere Wissenschaftler haben ähnliche Effekte beob-

achtet: Wer sich etwa über die Ausschreitungen in 

Chemnitz im Spätsommer 2018 informieren wollte, der 

wurde fast zwangsläufig auf rechtsextreme Seiten wei-

tergeleitet (Fisher & Bennhold, 2018). Wer nach Infor-

mationen zu Grippeimpfungen suchte, landete schnell 

bei Impf-Verschwörungstheoretikern (Nicas, 2018).

 „The exceptional profitability of

these companies is largely a

function of their avoiding responsi-

bility for – and avoiding paying for

– the content on their platforms.“
Sheryl Sandberg
COO Facebook, über digitale Plattformen
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M  Alles fließt: Twitter und Facebook ändern mit zunehmender Häufigkeit ihre Nutzungsbedingungen  
und Newsfeed-Algorithmen

Anzahl der Änderungen der Nutzungsbedingungen und der Newsfeed-Algorithmen

Quelle: Tow Center for Digital Journalism, Roland Berger
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4
Demokratie in Gefahr? 

Für die eingebaute Radikalisierungstendenz der Algo-

rithmen gibt es eine einfache Erklärung: Plattformen 

kämpfen um die Aufmerksamkeit ihrer Nutzer, mit ra-

dikalen Inhalten geht das leichter als mit ausgewogenen. 

Trotzdem muss man mit allgemeinen Schlussfolgerun-

gen vorsichtig sein, das betonen auch die Wissenschaft-

ler. Kein Außenstehender hat einen Überblick, was Mil-

liarden personalisierter Newsfeeds und Timelines tag-

täglich an die Oberfläche spülen. 

Ob die Algorithmen tatsächlich in großem Umfang „Fil-

terblasen“ erschaffen, ist unter Wissenschaftlern um-

stritten. Vieles spricht aber dafür, dass sie zumindest 

bestehende Vorurteile verstärken können. Oft ohne dass 

die breite Öffentlichkeit die neuen Echokammern zur 

Kenntnis nimmt. Das lässt sich zum Beispiel anhand 

der Brexit-Abstimmung in Großbritannien beobachten. 

Die Journalistin Carole Cadwalladr wunderte sich zu-

nächst, warum 62 Prozent der Einwohner aus der wali-

sischen Kleinstadt Ebbw Vale für den EU-Austritt stimm-

ten. Eine Stadt, die traditionell als Labour-Hochburg gilt 

und in der Vergangenheit von üppigen Subventionen 

aus Brüssel profitiert hat.

Aus Sicht von Cadwalladr sind aggressive Anti-EU- 

Werbeanzeigen auf Facebook für den Stimmungsum-

schwung mitverantwortlich, in Ebbw Vale genauso wie 

in anderen britischen Städten. Damit wurde zum Bei-

spiel die Angst vor einem nahen EU-Beitritt der Türkei 

geschürt, ohne dass die breite Öffentlichkeit etwas da-

von mitbekommen hätte. Die Journalistin sagt: „Das 

gesamte Referendum fand im Dunklen statt, weil es auf 

Facebook stattfand. Und was auf Facebook passiert, 

bleibt auf Facebook, denn nur Sie sehen Ihren News-

Feed und dann verschwindet er, sodass es unmöglich 

ist, ihm nachzugehen. Wir haben also keine Ahnung, 

wer welche Anzeigen gesehen hat und welche Auswir-

kungen sie hatten, durch welche Daten diese Leute zum 

Ziel wurden oder wer die Anzeigen schaltete oder wie 

viel Geld sie kosteten oder aus welchem Land sie kamen“ 

(Cadwalladr, 2019).

Auch im US-Präsidentschaftswahlkampf spielte un-

durchsichtige Politwerbung eine Rolle. Die Kampagne 

von Donald Trump schaltete auf Facebook sogenannte 

„dark posts“, mit denen demokratische Stammwähler 

vom Urnengang abgehalten werden sollten. An afro-

amerikanische Wähler wurde zum Beispiel gezielt eine 

Animation mit dem Text „Hillary denkt, Afroamerikaner 

sind triebgesteuert“ ausgespielt (Green & Issenberg, 

2016). Dabei handelte es sich, wie bei dark posts üblich, 

um bezahlte Beiträge, die nicht für alle sichtbar im 

Hauptstrom einer Seite erscheinen, sondern lediglich 

im individuellen Newsfeed einer bestimmten Zielgrup-

pe angezeigt werden. Die Gegenseite kann auf diese 

Beiträge nicht reagieren. Sie weiß nicht einmal, dass es 

die Werbeanzeigen überhaupt gibt. Dies war beispiels-

weise der Fall bei dem oben erwähnten Beitrag zur an-

geblichen Meinung Hillary Clintons über afroamerika-

nische Wähler, den Donald Trumps Wahlkampfteam auf 

Basis eines aus dem Kontext gerissenen Zitats auf Face-

book ausspielen ließ. 

Unabhängig vom Erfolg einzelner Manipulationsversu-

che ist es eine bedenkliche Entwicklung, wenn in einer 

Demokratie keine Klarheit mehr darüber besteht, wie 

Informationen verteilt werden. Der politischen Debatte 

entzieht das auf Dauer die Grundlage. Transparente Fil-
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 „Jetzt taumelt Facebook von einem

Skandal in den nächsten, und

Sandberg wird in die Geschichte

eingehen als jemand, der

die Demokratie beschädigt hat.“
Scott Galloway
Honorarprofessor für Marketing und Buchautor

terregeln alleine genügen aber nicht, um den neuen 

Informationskreislauf wieder auf eine gesunde Grund-

lage zu stellen. Die Regeln müssen auch für alle gelten 

und verlässlich angewendet werden, wie im nachfol-

genden Kapitel gezeigt wird. 

4.2
Die schwierige Suche nach  
einheitlichen Kriterien 

Manchmal können sich Kriterien innerhalb eines Tages 

ändern. Als sich der Vox-Journalist Carlos Maza kürzlich 

über die homophoben und rassistischen Äußerungen 

des YouTubers Stephen Crowder beschwerte, klang die 

Antwort des Unternehmens noch unmissverständlich: 

Die Aussagen seien zwar „eindeutig verletzend“, aber 

vom Recht auf freie Meinungsäußerung gedeckt. Was 

folgte, war ein öffentlicher Entrüstungssturm, an dem 

sich auch Google-Mitarbeiter beteiligten. Und tags dar-

auf ein Einlenken: YouTube stellte bei Crowder plötzlich 

„Muster eines unerhörten Verhaltens“ fest und schnitt 

ihn von Werbeeinahmen ab (Romano, 2019). 

So gut wie jede soziale Plattform hat inzwischen einen 

eigenen „Fall Crowder“ erlebt. Der Kreislauf folgt immer 

demselben Muster: Erst beschweren sich Nutzer über 
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einen umstrittenen Inhalt, dann trifft die Plattform eine 

heikle Entscheidung – mal im Sinne der Meinungsfrei-

heit, mal um die Nutzersicherheit zu stärken. Dann folgt 

ein Proteststurm – und die Plattformen revidieren ihre 

Entscheidungen. „Wir ändern unsere Regeln laufend, 

(…) wir sind nie ganz fertig“, sagt David Gasca, Twitters 

Chef für Product Health (Conger, 2019).

Das Problem ist: Die großen Plattformen sind nicht nur 

unschlüssig darüber, wie sie selbstgesetzte Regeln anwen-

den sollen. Sie haben es auch nicht geschafft, sich auf 

einen gemeinsamen Bewertungsmaßstab zu verständi-

gen. Besonders drastisch führte das jüngst ein manipu-

liertes Video vor Augen, das die Demokratin und Spreche-

rin des US-Repräsentantenhauses Nancy Pelosi bei einem 

ihrer zahlreichen öffentlichen Auftritte zeigt. Mit dem 

feinen Unterschied, dass dieses Mal die Abspielgeschwin-

digkeit reduziert und die Tonhöhe angepasst wurde. 

Pelosis Stimme klingt durch die Verzögerung seltsam, 

so, als sei sie bei der Aufnahme betrunken gewesen. Ei-

gentlich ein klarer Fall von Videomanipulation. Den-

noch hätten die Reaktionen der großen Plattformen 

nicht unterschiedlicher ausfallen können: YouTube ent-

fernte das Video, Twitter ließ es ungehindert zirkulieren 

und Facebook entschied sich für einen Weg irgendwo 

dazwischen – das Video konnte weiter geteilt werden, 

allerdings nur mit einem Warnhinweis und stark be-

nachteiligt durch den Algorithmus (Harwell, 2019).

Ein Facebook-Sprecher teilte hinterher mit, dass er glau-

be, dem Unternehmen sei es mit seiner Reaktion gelun-

gen, die richtige Balance zu finden: die Balance zwischen 

Meinungsfreiheit und der Förderung einer sicheren und 

authentischen Community (Feiner, 2019). Indirekt konn-

te man die Aussage auch als Angriff auf die anderen Platt-

formen interpretieren. Aus der Sicht von Facebook hatten 

sie das erstrebenswerte Gleichgewicht nicht erreicht. 

Wenn das manipulierte Pelosi-Video eines eindrücklich 

zeigt, dann dass es keine zuverlässigen Kriterien gibt, 

die die Grenzen des Erlaubten markieren. Stattdessen 

sind die jeweiligen Community-Standards bisher so 

weich formuliert, dass sich damit fast jede Entscheidung 

rechtfertigen lässt: die Zensur von Inhalten genauso wie 

ein grenzenloses Laissez-faire. Und dass, obwohl die 

Ausgangslage im Fall Pelosi eigentlich recht übersicht-

lich war. Es handelte sich streng genommen um eine 

amerikanische Debatte. Es hätte gereicht, amerikanische 

Gesetze anzuwenden. 

Deutlich komplizierter wird es, sobald man den grenz- 

überschreitenden Charakter der multinationalen Platt-

formen mitdenkt. Wie wir in Kapitel 2 unserer Studie 

erklären, sind die Grenzen der Meinungsfreiheit welt-

weit unterschiedlich eng gefasst. Was in vielen europä-

ischen Ländern die Persönlichkeitsrechte eines Men-

schen verletzen würde, kann in den USA durchaus er-

laubt sein. Gleiches gilt zum Beispiel für die Leugnung 

des Holocausts: In Israel, Deutschland, Frankreich und 

14 anderen Ländern Europas ist sie strafbar, in den USA 

und den meisten anderen Staaten der Welt nicht. 

An welches Gesetz sollen sich die Plattformen halten? An 

das jeweils restriktivste? Oder an das liberalste? Bisher 

regulieren Facebook, Twitter & Co. ihre Inhalte größten-

teils aus einem nordamerikanischen Rechtsverständnis 

heraus. In der Vergangenheit hat das zu einer ganzen Rei-

he problematischer Entscheidungen geführt, die schnell 
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wieder gekippt werden mussten. 2016 verbannte Face-

book zum Beispiel eine der wichtigsten Kriegsfotografien 

der Welt von seiner Seite, das ikonografische Foto des 

fliehenden „Napalm-Mädchens“ Kim Phúc. Die offizielle 

Begründung lautete damals: unerlaubt veröffentlichte 

Nacktheit (Levin, Wong, & Harding, 2016). 

Solche umstrittenen Entscheidungen dürften künftig 

zunehmen, wenn sich der Schwerpunkt weg von der 

Freiheit der Meinungsäußerung als oberstem Gut hin 

zu einer stärkeren Regulierung von Inhalten verlagert. 

„Der Schutz der Nutzer steht an erster Stelle“, erklärte 

Twitter-Chef Jack Dorsey erst kürzlich (Conger, 2019). 

Was daraus konkret folgt, ließ er offen. Vielleicht, weil 

es keine einfache Lösung geben kann. Selbst kritische 

Experten merken inzwischen an, dass die Plattformen 

vor einem scheinbar ausweglosen Dilemma stehen: Wie 

sollen sie die landesspezifischen Kulturen berücksich-

tigen, ohne die Informationsfreiheit weltweit einzu-

schränken? 

Der Mangel an klaren Kriterien ist längst nicht das ein-

zige Problem. In den allermeisten Fällen werden sie 

inzwischen nicht mehr von Plattform-Moderatoren an-

gewandt, sondern von Algorithmen, die notorisch un-

zuverlässig sind. Zwar identifiziert die Facebook-Soft-

ware inzwischen fast alle pornografischen Inhalte  

(99 Prozent), bevor sie sich über die Seite verbreiten kön-

nen. In anderen Kategorien ist die Erfolgsquote aber 

weniger beeindruckend. Im Fall von Hassrede liegt  

sie nach Angaben von Mark Zuckerberg lediglich bei  

52 Prozent (Zuckerberg, 2018). Wie politische Desinfor-

mation „proaktiv identifiziert“ wird, will man sich lieber 

nicht vorstellen. Für die Gesellschaft wird all das nicht 

folgenlos bleiben. Im nächsten Kapitel zeigen wir, wel-

chen Einfluss das Plattformdesign – beabsichtigt oder 

unbeabsichtigt – auf den politischen Meinungsbil-

dungsprozess entfalten kann. 

4.3
Monopolisten ohne Verantwortungs-
bewusstsein? 

Dass Facebook den Ausgang der amerikanischen Prä-

sidentschaftswahl beeinflusst haben könnte, lag lange 

außerhalb der Vorstellungskraft von Mark Zuckerberg. 

Kurz nach dem Sieg von Donald Trump wies der Face-

book-CEO diesen Vorwurf noch kategorisch zurück. Er 

erklärte damals: „Die Idee, das Fake News auf Facebook 

die Wahl beeinflusst haben, ist eine ziemlich verrück-

te Idee.“ (Schulz, 2018) Nur ein Jahr später, im Herbst 

2017, musste das Unternehmen einräumen, dass 150 

Millionen Amerikanern russische Propaganda auf der 

Plattform angezeigt worden war. Zuckerberg musste 

sich von seiner ursprünglichen Aussage distanzieren. 

Auch andere Plattformbetreiber gerieten in die Schuss-

linie: YouTube bestätigte 1.108 problematische Videos 

mit Russlandbezug, Twitter identifizierte 36.746 ein-

schlägige Nutzerkonten (Economist, 2017). 

Auch wenn die Manipulationsversuche über Plattfor-

men inzwischen gut belegt sind: Wie stark sie die po-

litische Willensbildung tatsächlich beeinflusst haben, 

ist weiter unklar. Wissenschaftliche Studien zu diesem 

Thema müssen zahlreiche Herausforderungen meis-

tern: Wie kann das Ausmaß politischer Desinformati-
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„We don’t optimize for absolute free

speech, we optimize for overall

free speech and having people feel

safe to say what they do.“
Jack Dorsey
Co-Founder und CEO Twitter

on auf digitalen Plattformen überhaupt gemessen wer-

den? Wie lässt sich die Rezeption solcher Beiträge er-

fassen? Und welchen Einfluss haben manipulative 

Nachrichten letztlich auf die Wahlentscheidung eines 

Individuums? 

Eine Studie von 2018 schätzt beispielsweise, dass poli-

tische Werbung auf Facebook während der US-Präsident-

schaftswahl 2016 die Wahlwahrscheinlichkeit einzelner 

Wähler um bis zu zehn Prozent erhöht hat. Bei noch 

unentschiedenen Wählern konnte die Platzierung poli-

tischer Facebook-Werbung die Wahrscheinlichkeit, für 

den Kandidaten Trump zu stimmen, nach Einschätzung 

der Wissenschaftler um fünf Prozent steigern (Liberini, 

Redoano, Russo, Cuevas, & Cuevas, 2018). Eine weitere 

Studie zeigt, dass während der US-Präsidentschaftswahl 

2016 sechs Prozent aller auf Twitter geteilten Nachrich-

ten Fake News waren. Allerdings wurden den Autoren 

zufolge 80 Prozent dieser Fake News von nur 0,1 Prozent 

der Nutzer geteilt (Grinberg, Joseph, Friedland, Swi-

re-Thompson, & Lazer, 2019). Der Kommunikationsfor-

scher Kelly Garret hat darüber hinaus während der 

US-Präsidentschaftswahlen 2012 und 2016 untersucht, 

ob die Anfälligkeit für Falschnachrichten positiv mit der 

Nutzung von sozialen Netzwerken korreliert. Am Ende 

kam er zu einem gegenteiligen Ergebnis. „Das Ausmaß 

des Effekts ist gering“, schreibt Garret (Garrett, 2019). 

Auch Alcott und Gentzkow (2017) schätzen, dass der 

Einfluss von „Fakes News“ auf das Wahlergebnis der 

US-Präsidentschaftswahl 2016 weit geringer war als der 
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Vorsprung des Kandidaten Trump in den entscheiden-

den Bundesstaaten.

Das Gleiche gilt für die populären Theorien von Filter-

blasen und Echokammern. Sie legen nahe, dass durch 

algorithmische Filterung eine Welt ohne Widersprüche 

entsteht, in der eigene Ansichten unaufhörlich bestätigt 

werden. In der Praxis fehlt es dafür bisher an Beweis-

kraft. Zwar wurden insbesondere auf Twitter „Meinungs-

blasen“ nachgewiesen (Vanderbiest, 2019) und Twit-

ter-Chef Jack Dorsey hat zugegeben, dass sein Dienst zu 

„Filterblasen beiträgt“ (Thompson, 2018). Wie stark sich 

diese aber auf die Nutzer auswirken, ist relativ uner-

forscht. „Der Einfluss von Echokammern ist heillos 

überbewertet worden“, erklärt Elizabeth Dubois von der 

Universität Ottawa (Robson, 2018).

Genauso wenig lässt sich pauschal sagen, dass mehr Zeit 

in den sozialen Netzwerken automatisch zu weniger 

Meinungspluralismus führt. Eine ganze Reihe von Stu-

dien weist in die Gegenrichtung (Flaxman, Goel, & Rao, 

2016; Bruns, 2016; Bakshy, Messing, & Adamic, 2015; 

Stark, Magin, & Jürgens, 2017): Wissenschaftler stellen 

darin fest, dass Nutzer von Facebook & Co. zwar häufiger 

als üblich kontroverse Nachrichteninhalte ansteuern. 

Nur widersprechen diese erstaunlich oft den eigenen 

Überzeugungen. 

Wirkungslos muss diese Polarisierung deswegen nicht 

bleiben: Wer mit gänzlich anderen Wertvorstellungen 

konfrontiert wird, strengt sich oft nur mehr an, das eige-

ne Weltbild zu rationalisieren. Psychologen nennen die-

sen Effekt „motivierte Wahrnehmung“. Er führt dazu, dass 

Menschen stärker an eigenen Überzeugungen festhalten. 

Ob Plattformen wie Facebook per se „eine Gefahr für die 

Demokratie“ darstellen oder nur bestehende Probleme in 

einer Gesellschaft verschärfen, lässt sich nicht abschlie-

ßend beantworten. Unbestrittenen ist aber, dass sie allein 

wegen ihrer schieren Größe besonders in der Verantwor-

tung stehen. Vor allem Facebook wird in der öffentlichen 

Debatte wegen seiner Finanzkraft und seinen mehr als 

zwei Milliarden Mitgliedern oft in die Riege von Natio-

nalstaaten gestellt (Rosenbach, 2018). Seit das Unterneh-

men an einer eigenen Digitalwährung mit globalem An-

spruch arbeitet, hat sich der Eindruck noch verstärkt. 

Ganz falsch ist er nicht. Die Regeln, die auf Facebook er-

lassen oder nicht erlassen werden, haben Auswirkungen 

für alle anderen Marktteilnehmer und Nutzer. 

Nach Einschätzung der Vereinten Nationen haben Hass 

und Hetze auf Facebook zum Beispiel maßgeblich zu 

den Gewaltausbrüchen gegen die Minderheit der 

Rohingya in Myanmar beigetragen. Aus anderen Ländern 

gibt es ähnliche Berichte (Human Rights Council, 2018). 

In Indien und Sri Lanka lassen sich etwa eine ganze Rei-

he von Lynchmorden auf gezielte Falschnachrichten 

zurückführen, die zuvor auf WhatsApp oder Facebook 

kursierten (Taub & Fisher, 2018; McLaughlin, 2019). Eine 

ähnliche, wenngleich weniger drastische Eskalations-

spirale lässt sich in Deutschland beobachten. Wissen-

schaftler der University of Warwick haben dort in einem 

Zeitraum von zwei Jahren alle Attacken auf Flüchtlinge 

unter die Lupe gekommen. In Städten mit hoher Face-

book-Nutzung beobachteten sie signifikant mehr Über-

griffe (Müller & Schwarz, 2018).

Wie stark Kommunikationsplattformen zumindest the-

oretisch in die politische Willensbildung eingreifen 
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können, zeigt zudem ein beeindruckendes Experiment 

aus dem Jahr 2010. 61 Millionen Facebook-Nutzer wur-

den damals, im Vorfeld der Kongresswahlen, von der 

Plattform aufgefordert, sich zu informieren und an der 

Wahl teilzunehmen. Der automatisierte Aufruf lohnte 

sich: Wissenschaftler gehen davon aus, dass dadurch 

zusätzlich 340.000 Personen oder 0,14 Prozent der ame-

rikanischen Wahlberechtigten zur Stimmabgabe ani-

miert wurden (Bond et al., 2012). Ein in Demokratien 

zweifellos wünschenswerter Effekt. Problematisch wird 

der Wahlaufruf aber, sobald ihn nur die potenziellen 

Wähler einer bestimmten Partei zu Gesicht bekommen. 

Mit der Chancengleichheit ist es dann schnell vorbei. 

Auch die Zahl der sich im Umlauf befindenden Falsch- 

nachrichten ist keine unabhängige Größe. Plattformen 

können sie durch Regeln steuern. Das zeigt eine Unter-

suchung der Stanford University und der New York Uni-

versity. Die Wissenschaftler zeichnen darin die Interak-

tionen mit Falschnachrichten im Zeitraum von Dezem-

ber 2016 bis zum Sommer 2018 nach: Auf Facebook sank 

sie wegen restriktiverer Vorschriften um 65 Prozent, auf 

Twitter hingegen stieg sie an (Allcott & Gentzkow, 2017).

Klar ist, dass es zuverlässige Regeln braucht, mit denen 

sich der neue Informationskreislauf in geordnete Bah-

nen lenken lässt. Große Plattformen wie Facebook haben 

das erkannt und den Gesetzgeber öffentlich zu einer 

einheitlichen Regulierung aufgefordert (Zuckerberg, 

2019). Dass sie inzwischen eine wichtige Teilöffentlich-

keit verkörpern, wird nicht mehr bestritten. Wer von 

Facebook, Twitter oder YouTube ausgeschlossen wird, 

verliert ein wichtiges Sprachrohr in der öffentlichen 

Debatte. Was auf den Plattformen stattfindet, hat Aus-

„In a lot of

ways, Facebook

is more like a

government

than a traditional

company.“
Mark Zuckerberg
Co-Founder und CEO Facebook

wirkungen in der realen Welt. Umso wichtiger ist es, 

dass die Konsequenzen jeder Regulierung mitgedacht 

werden. Im abschließenden Kapitel präsentieren wir 

Handlungsempfehlungen, die sich genau an diesem 

Leitgedanken orientieren. 
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FÜNF VORSCHLÄGE, 
WIE WIR POLITISCHE 
DESINFORMATION 
BEKÄMPFEN KÖNNEN
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Regulierung,  
aber richtig 

Zu den unbestrittenen Fähigkeiten des Facebook-Grün-

ders Mark Zuckerberg zählt sein Gespür, unausweichli-

che Entwicklungen früher als andere zu erkennen. Das 

hat sich erst beim Kauf von Instagram und später bei der 

Übernahme von WhatsApp gezeigt. Und es zeigt sich 

gerade ein weiteres Mal: Zuckerberg zählt zu denjenigen, 

die eine Plattformregulierung am vehementesten for-

dern. Wenn eine Intervention des Staates alternativlos 

ist, dann soll sie aus seiner Sicht wenigstens zu den 

Konditionen von Facebook geschehen. 

Dass Staaten die Regeln für Plattformen verschärfen 

werden, gilt inzwischen als offenes Geheimnis. Die in 

Kapitel 4 beschriebenen Probleme sind zu offensicht-

lich, als dass der Gesetzgeber untätig bleiben könnte. 

Die entscheidende Frage ist deshalb nicht, ob es einen 

stärkeren Eingriff in den freien Fluss der Information 

braucht, sondern wie dieser aussehen könnte. Und ob 

die Probleme dadurch tatsächlich gelöst oder nicht doch 

verschlimmert werden.

Vor allem aus Kapitel 4 unserer Studie wird ersichtlich, 

dass es eine Regulierung nicht zum Nulltarif gibt. Ver-

bannt man nicht strafbare Meinungen von den Plattfor-

men, kann das die Meinungsvielfalt empfindlich ein-

schränken. Umgekehrt droht eine Vergiftung des Debat-

tenklimas, wenn auf den Seiten von Facebook & Co. 

weiterhin nur Minimalstandards gelten. Das macht jede 

Intervention so heikel. 

Egal, wo der Gesetzgeber am Ende die neue Trennlinie 

zieht: Wichtig ist, dass der Entscheidung eine breite De-

batte vorangeht. Jede Gesellschaft muss für sich ent-

scheiden, welches Niveau an Falschnachrichten sie 

bereit ist zu tolerieren. Und ab wann für sie eine rote 

Linie überschritten ist. Dieser Grundgedanke leitet auch 

die folgenden fünf Empfehlungen. Es geht darum, die 

Souveränität der Nutzer zu stärken. Sie sind es, die am 

Ende mit den Konsequenzen leben müssen. Deshalb 

sollten sie auch die Wahl haben, was zum Schluss mehr 

zählt: die Meinungsfreiheit oder der Schutz vor Falschin-

formationen. 

#1
Einheitliche Kriterien zum Umgang mit  
Falschnachrichten schaffen

So gut wie jeder wünscht sich klare Regeln auf den 

Plattformen. Die Frage ist nur, wer sie festlegen soll. 

Das gilt umso mehr, wenn es darum geht, eine Trenn-

linie zwischen legitimen Meinungsäußerungen und 

unerwünschter, aktiver Verbreitung von Falschnach-

richten zu ziehen. Überlassen wir diese Entscheidung 

privaten Unternehmen wie Facebook? Oder Staaten, 

wie das in China und Russland bereits der Fall ist? 

Wirklich wünschenswert ist keine der beiden Optio-

nen. Die erste nicht, weil sie sich nur schwer mit dem 

Wesen einer Demokratie verträgt. Die zweite nicht, weil 

sich Regierungen durch problematische Eingriffe 

schnell dem Vorwurf der Zensur aussetzen könnten. 

Im Herbst 2018 haben einzelne Digitalplattformen so-

wie Vertreter der Werbewirtschaft auf einen Vorschlag 

der EU-Kommission hin einen freiwilligen Verhaltens-

kodex zur Bekämpfung von Desinformation entwickelt. 

Das ist ein Schritt in die richtige Richtung, er geht aber 
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nicht weit genug. Nötig sind für alle Plattformen ein-

heitliche und transparente Regeln zum Umgang mit 

Falschnachrichten. Diese Regeln sollten in einem kla-

ren Rechtsrahmen festgehalten werden. Die bisherigen 

Erfahrungen aus der Umsetzung des Verhaltenskodex 

sollten berücksichtigt werden, um erfolgreich auf dem 

schmalen Grat zwischen einem zu starken Eingriff in 

die Freiheit der Meinungsäußerung und den Gefahren 

einer Laissez-faire-Attitüde zu balancieren. Unter an-

derem muss der gesetzliche Rahmen für digitale Platt-

formen die folgenden Bereiche einheitlich regeln: Wel-

che Arten von Falschnachrichten sind noch durch die 

Meinungsfreiheit gedeckt? Wie können Streitfälle um 

gelöschte Inhalte durch nicht staatliche Stellen ge-

schlichtet werden? Welche Strafen drohen bei Nicht- 

befolgung? Ab welcher Schwelle besteht ein Recht auf 

Richtigstellung? 

Klar ist, dass dieser Regelprozess nie ganz abgeschlossen 

sein wird: Die Verbreiter von Fake News verfeinern ihre 

Methoden fortwährend – Gleiches sollte für den Krite-

rienkatalog gelten. Klar ist aber auch, dass die Kommis-

sion nicht allein auf den guten Willen der Plattformen 

setzen darf. Sollte die vorgesehene gesetzliche Regelung 

dann nicht den gewünschten Effekt zur Eindämmung 

von Desinformation erzielen, sind weitergehende Maß-

nahmen einzuleiten. Dazu könnte beispielsweise eine 

Haftung digitaler Plattformen für aktiv verbreitete 

Falsch informationen gehören. Falls Geldstrafen gegen 

die Unternehmen keine Wirkung zeigen, wäre außerdem 

zu prüfen, inwiefern auch Plattform-Geschäftsführer 

persönlich für die aktive Verbreitung von Falschinfor-

mationen auf ihren Seiten verantwortlich gemacht wer-

den können. 

#2
Das Bewusstsein für Online- 
Manipulationen schärfen

Neue Regeln sind wichtig. Die Debatte darf sich aber 

nicht auf das Juristische verengen. Fake News können 

sich vor allem deswegen so rasant verbreiten, weil Men-

schen allzu leicht auf sie hereinfallen. Nicht etwa, weil 

Bots besonders effektiv wären. Eine kluge Strategie muss 

deshalb dort ansetzen, wo sich am meisten bewegen 

lässt und wo die geringsten Kollateralschäden anfallen: 

bei den Nutzern. 

Wie das geht, zeigen Best-Practice-Beispiele aus Skan-

dinavien, und ganz vorneweg aus Finnland. Dort ist es 

gelungen, den Einfluss von Fake News durch eine um-

fassende Bildungsoffensive zurückzudrängen. „Die ers-

te Verteidigungslinie sind die Erzieher im Kindergarten“, 

lautet das Credo in Finnland – nur eben nicht die letzte. 

Die Aufklärungskampagne richtet sich an alle Bürger des 

Landes. In Kursen lernen sie die wichtigsten Manipula-

tionsmethoden im Internet kennen: wie Fake-Profile 

agieren, wie menschliche Emotionen ausgebeutet wer-

den oder wie Clickbaiting-Artikel aufgebaut sind. 

Andere Länder in Europa müssen diesem Beispiel fol-

gen. Die Forderung nach einem neuen Schulfach ist 

bequem, aber viel zu kurz gedacht. Es braucht einen 

ganzheitlichen Ansatz, der kritisches Denken quer durch 

alle Fächer und Altersgruppen fördert. Und der beste-

hende Programme bündelt. Bis ein solcher Ansatz Wir-

kung zeigt, wird es allerdings etwas dauern. In Finnland 

laufen die entsprechenden Programme bereits seit 2014. 
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#3
Politische Werbung einheitlich  
regulieren

Ob aus eigener Überzeugung oder als Reaktion auf die 

öffentliche Empörung: Google, Twitter und Facebook 

sind nach den vielen Skandalen um bezahlte Politwer-

bung nicht untätig geblieben. Sie haben eigene Regeln 

erlassen, mit denen sie Missbrauch künftig wirksamer 

bekämpfen wollen. Entstanden ist so ein Flickenteppich 

aus verschiedenen Ansätzen, die sich teils widerspre-

chen. Und die rechtlich nicht bindend sind. Eine dau-

erhafte Lösung sieht aber anders aus. Sie sollte sich 

bestehende gesetzliche Vorschriften zur Wahlwerbung 

in der analogen Welt zum Vorbild nehmen. In Deutsch-

land ist politische Werbung im Rundfunk zum Beispiel 

außerhalb von Wahlkampfzeiten untersagt. Plakate im 

öffentliche Raum müssen von der jeweiligen Kommune 

genehmigt werden, das heißt unter anderem, dass die 

Chancengleichheit zwischen den Parteien mit Blick auf 

die Größe der Plakatfläche gewahrt werden muss. In 

Großbritannien sind die Ausgaben der Parteien für Wahl-

werbung zudem gesetzlich gedeckelt, in Frankreich 

müssen Fernsehsender in den letzten zwei Wochen vor 

einer Abstimmung allen Kandidaten für das Amt des 

Präsidenten die gleiche Redezeit einräumen. 

Eine direkte Übertragung dieser Regeln auf die digitale 

Welt ergibt keinen Sinn – weil sie einer anderen Dyna-

mik folgt und folglich auch ein anderer Regelungsbedarf 

besteht. Deshalb benötigen wir schnellstmöglich einen 

staatlichen Rahmen, der einheitliche Standards im Be-

reich digitaler politischer Werbung festlegt – zusätzlich 

zu den in Empfehlung 1 geforderten Regeln zum Umgang 

mit Falschnachrichten. Das fängt damit an, dass jede Art 

von Werbung auf Plattformen durch einen „Finanziert 

durch“-Disclaimer gekennzeichnet werden sollte. Au-

ßerdem müssen die wichtigsten Hintergrundinforma-

tionen zur jeweiligen Werbeanzeige sofort einsehbar 

sein, einfach zugänglich gemacht werden und nutzer-

freundlich aufbereitet sein. Dazu zählen: Wer ist recht-

lich für die Anzeige verantwortlich, wie viele Personen 

wurden erreicht, auf welche Zielgruppe wurde die An-

zeige zugeschnitten, an welchem Standort wurde sie 

ausgespielt? Denkbar ist auch – je nach nationalstaatli-

cher Praxis und herrschender politischer Kultur – eine 

Beschränkung politischer Werbung auf Wahlkampfzei-

ten. Überdies könnte eine gesetzliche Regelung geprüft 

werden, die einer Ungleichbehandlung einzelner Par-

teien auf digitalen Plattformen entgegenwirkt. 

Natürlich ergeben sich daraus neue Probleme für die 

Praxis. Sie beginnen mit der Frage, wo politische Wer-

bung anfängt und wo sie aufhört. Das betrifft insbeson-

dere die sogenannten „issue ads“ – Anzeigen, die sich 

nicht direkt für einen politischen Akteur aussprechen, 

sondern zu einem politischen Thema wie Migration oder 

Klimawandel Stellung beziehen. Deshalb muss ein ent-

sprechender gesetzlicher Rahmen Kriterien definieren, 

anhand derer sich politische Werbung identifizieren 

lässt. Überdies muss sichergestellt werden, dass eine 

gesetzliche Regelung in der Praxis auch die gewünschte 

Durchschlagskraft entfaltet. Die Verantwortung für die 

Einhaltung dieser Regeln muss bei den Digitalplattfor-

men liegen und sollte in einem jährlich zu veröffentli-

chenden Bericht dokumentiert werden. Andernfalls 

sollten Bußgelder drohen. Nicht zuletzt, weil die großen 
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Plattformen längst ein entscheidender Faktor in Wahl-

kämpfen geworden sind. So werden nach Schätzungen  

80 Prozent der politischen Digitalwerbung allein auf 

Facebook geschaltet (Scott, 2019).

#4
Nutzern (mehr) Kontrolle über die Auswahl 
von Inhalten geben

Der Newsfeed oder Filteralgorithmus ist das Herzstück 

einer Social-Media-Plattform. Er bestimmt, was Men-

schen sehen und was sie nicht sehen. Im Gegensatz zu 

Online-Portalen, die Inhalte redaktionell auswählen und 

deshalb auch unter das Presserecht fallen, folgt die au-

tomatisierte und individualisierte Auswahl von Beiträ-

gen auf Social-Media-Plattformen intransparenten Re-

geln zur Maximierung der Nutzeraktivität. Im Fall von 

YouTube kommen inzwischen 70 Prozent des Nutzerauf-

kommens durch automatische Empfehlungen zustande 

(Fisher & Taub, 2019). Umso unverständlicher ist es, dass 

die Plattformkunden bei den Auswahlkriterien für diese 

Empfehlungen keinerlei Mitspracherecht haben. 

Jeder Nutzer muss künftig das Recht haben, seine Filter- 

kriterien für angezeigte Beiträge auf Social-Media-Platt-

formen zu bearbeiten – und zwar dauerhaft. Die dafür 

nötige Voraussetzung könnte eine unmittelbar in allen 

Mitgliedstaaten gültige EU-Verordnung schaffen. Sie 

sollte die Plattformen dazu verpflichten, verschiedene 

Standardeinstellungen anzubieten, zwischen denen 

Nutzer dann auswählen können und die nicht automa-

tisch wieder umgestellt werden: angefangen bei einem 

chronologischen Newsfeed bis hin zu anderen Sortie-

rungen. Wichtig ist vor allem der chronologische News-

feed. Er verhindert, dass emotionale Inhalte unnatürlich 

bevorzugt werden. Und dass Nutzer unfreiwillig in eine 

Filterblase hineingeraten. 

Ganz ohne Kontrolle durch die Gesellschaft geht es trotz-

dem nicht. Plattformen wie Facebook sind inzwischen 

so mächtig, dass sie die Wahrnehmung von politischen 

Ereignissen prägen können. Deshalb sollte auch der Ge-

setzgeber mehr Transparenz über die Filter einfordern. 

Das heißt nicht, dass Plattformen ihre Algorithmen of-

fenlegen müssen. Der Schutz des Geschäftsgeheimnis-

ses sollte in jedem Fall gewahrt werden. Nötig ist aber 

ein anonymisierter Überblick über Themen, die bevor-

zugt im Newsfeed bestimmter Nutzergruppen auftau-

chen beziehungsweise bestimmten Nutzergruppen 

empfohlen werden. Dies sollte in Form statistischer 

Verteilungen erfolgen, die Rückschlüsse darauf zulas-

sen, welche Themen spezifischen Nutzergruppen oder 

Teilöffentlichkeiten wie häufig angezeigt oder empfoh-

len werden – um so mögliche Filterblasen und Echo-

kammern leichter aufzuspüren. 

#5
Das Recht auf Nutzeranonymität schützen

In der Debatte um mehr Transparenz hat sich eine ge-

fährliche Überreaktion breitgemacht. Nicht nur die 

Plattformen sollen ihre Filterkriterien offenlegen, heißt 

es immer öfter, auch die Nutzer sollen sich klar zu er-

kennen geben. So sinnvoll Ersteres ist, so sehr führt die 
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sogenannte „Klarnamenpflicht“ in die Irre. Für den 

Kampf gegen Fake News hat sie praktisch keinerlei Nut-

zen. Zur Erinnerung: Das Verbreiten von Desinformati-

on ist in aller Regel straffrei. Wer die wahren Urheber 

kennt, kann deswegen noch lange nicht rechtlich gegen 

sie vorgehen. 

Selbst bei Hate-Speech-Delikten hat die Klarnamen-

pflicht bisher keine abschreckende Wirkung entfaltet. 

Studien aus der Schweiz und Südkorea zeigen, dass die 

Zahl der Beleidigungen dadurch nicht zurückgegangen 

ist. Die Beleidigungen wurden lediglich geschickter for-

muliert. Warum sollte sich das bei nicht justiziablen 

Fake News ändern? 

„I deeply believe regulation is

needed. That is the condition for

the success of a free open and

safe Internet – the vision of its

founding fathers.“
Emmanuel Macron
französischer Präsident

Umgekehrt ist der Schaden beträchtlich. Ohne das Recht 

auf Anonymität kann nicht länger garantiert werden, 

dass sich Menschen mit einer abweichenden Meinung 

weiter ungehindert äußern. Vor allem in autokratischen 

Regimen wären Dissidenten schnell in ihrer Existenz-

grundlage bedroht. Aber selbst in einer Demokratie gibt 

es gute Gründe, warum sich ein Mensch sicherer fühlt, 

wenn er sich mit einem alternativen Namen auf einer 

Plattform anmeldet. Es reicht, nur kurz an die Mitglieder 

der LGBTQ-Community zu denken. In einer Demokratie 

muss sie genauso wie andere Minderheitengruppen 

geschützt werden. Sonst kann es passieren, dass die 

hart erkämpfte Meinungsvielfalt im Internet wieder 

verloren geht. 
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